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1   Datenaufbereitung in den FDZ 

1.1 Datenaufbereitung 

Nach Erhalt der Mikrodaten wurden diese zu einem einheitlichen Bundesdatensatz 

zusammengeführt und anhand ausgewählter Eckzahlen und Veröffentlichungen der 

Fachbereiche überprüft. Abweichungen in den Ergebnissen von bis zu einem Prozent 

werden hierbei toleriert und können (beispielsweise) auf Unterschiede im Rundungs-

verfahren der verschiedenen statistischen Softwareprogramme zurückgeführt werden. 

In Folge der Datenaufbereitung wurden den Variablen und deren Ausprägungen La-

bels zugewiesen. Für das erfolgreiche Zuweisen der Labels war es teilweise notwen-

dig, die Variablen zu formatieren. Falls erforderlich, wurden Variablen des Typs 

„String“ in ein numerisches Format umgewandelt. 

1.2 Anonymisierungsmaßnahmen 

Die Daten werden am GWAP und per KDFV formal anonymisiert bereitgestellt. Die 

Unternehmens-IDs werden durch systemfreie IDs ersetzt. Weitere Anonymisierungs-

maßnahmen werden nicht vorgenommen. Am GWAP werden keine bayerischen Da-

ten zur Verfügung gestellt. 

1.3 Methodik der Verknüpfung 

Für das AFiD-Modul Umweltschutzinvestitionen wurden die Jahresergebnisse aus der 

Erhebung der Umweltschutzinvestitionen (EVAS 32511) auf Unternehmens- bzw. Be-

triebsebene im Längsschnitt verknüpft.  

Das Modul deckt die Erhebungsjahre ab 2006 ab und ist sowohl für Längs- als auch 

für Querschnittsanalysen geeignet. Das Modul wird sukzessive um die aktuellen Erhe-

bungsjahre erweitert.  
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Datenmaterial EVAS Berichtsjahre 

Erhebung der Investitionen für den Umweltschutz 32511 ab 2006 

 

Das AFiD-Modul Umweltschutzinvestitionen 2003-2005 kann mit dem aktuellen Modul 

ab 2006 ergänzt werden.  

Auszug der Verknüpfbarkeit mit dem AFiD-Panel Industriebetriebe: 

(Hierbei wurden nur die Wirtschaftszweige B und C vom Modul verwendet, da im AFiD-

Panel nur diese WZ enthalten sind) 

Jahr 

Im AFiD-Panel Industriebe-

triebe enthaltene Betriebe 

Damit verknüpfbare Betriebe im 

AFiD-Modul Umweltschutzinves-

titionen 

Anzahl 

2008 47.827 5.011 

2009 46.186 4.541 

2010 45.498 5.104 

2011 45.553 5.730 

2012 46.097 5.372 

2013 46.260 6.558 

2014 46.285 6.984 

2015 46.817 7.508 

2016 47.540 7.464 

2017 48.477 7.599 
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2 Produkt 

2.1 Merkmale und Merkmalsbeschreibung 

Eine Übersicht über alle Merkmale ist im Anhang zu finden. Merkmalsdefinitionen für 

zentrale Begriffe können außerdem den Fragebögen (ebenfalls im Anhang) entnom-

men werden. 

2.2 Vergleichbarkeit der Merkmale über die Zeit 

Änderungen im Berichtskreis, in Wirtschaftszweigsystematiken (WZ 2003 auf 

WZ 2008) und in den Rechtsgrundlagen der Erhebungen sowie Neudefinitionen von 

Merkmalen im Zeitverlauf können zu einer eingeschränkten Vergleichbarkeit der Jah-

resscheiben führen. 

Die nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über die methodischen Änderungen in 

den einzelnen Jahren. 

Berichtsjahr Methodische Änderung 

2006 

 Kürzung des Berichtskreises von 15.000 auf 10.000 Einheiten. 

 Einbeziehung der Umweltschutzinvestitionen sowie der tätigen Personen der Ab-

fall- und Abwasserentsorgungsanlagen (nicht im FDZ verfügbar). 

 Neuer Umweltbereich Klimaschutz mit Untergliederung (siehe Merkmalsliste). 

 Kürzung des Fragekatalogs um die Investitions- und Anlagearten, erfragt werden 

nur die Summen der Investitionen nach Umweltbereichen. 

 Entfall der Unterscheidung zwischen produktions- und produktbezogenen Umwelt-

schutzinvestitionen. 

2008 Umstellung der Wirtschaftszweigklassifikation von WZ2003 auf WZ2008. 

2015 
Aufnahme von immateriellen Vermögensgegenständen (z. B. Konzessionen, Patente, Lizen-

zen, Warenzeichen, Software) in die Erhebung. 

2016 

einzelne Bezeichnungen der Umweltbereiche wurden an die internationale Klassifikation der 

Umweltschutzaktivitäten und -ausgaben (CEPA 2000) angeglichen.   

Die Umweltbereiche umfassen 1. Abfallwirtschaft, 2. Abwasserwirtschaft (ehemals Gewäs-

serschutz), 3. Lärm- und Erschütterungsschutz (ehemals Lärmbekämpfung), 4. Luftreinhal-

tung, 5. Arten- und Landschaftsschutz (ehemals Naturschutz und Landschaftspflege), 6. 

Schutz und Sanierung von Boden, Grund- und Oberflächenwasser (ehemals Bodensanie-

rung), 7. Klimaschutz 
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Datenkorrekturen 

Berichtsjahr Vorgenommene Korrektur 

2011  Änderung des Wirtschaftszweiges eines Betriebes. Ursprünglich dem Bergbau zu-

geordnet. Nach Korrektur dem verarbeitenden Gewerbe zugehörig. 

2.3 Eckwerte relevanter Merkmale und Merkmalskombinationen 

Umweltschutzinvestitionen*) in Deutschland nach Umweltbereichen  

Berichts-
jahr 

Investitionen 
für den Um-
weltschutz 
insgesamt 

Abfall-
wirtschaft 

Abwasser-
wirtschaft 

Lärm- 
und Er-
schütter- 
ungsschutz 

Luft- 
reinhaltung 

Klima- 
schutz 

Arten- und 
Landschafts- 
schutz 
sowie 
Schutz 
und 
Sanierung 
von Boden, 
Grund- und 
Oberflächen- 
wasser 

Mill. EUR 

2006 1.796,3 163,3 569,8 66,5 609,5 348,2 38,9 

2007 2.425,5 175,3 603,2 75,3 795,8 716,8 59,1 

2008 5.577,5 863,2 2.221,7 94,3 837,5 1.498,6 62,3 

2009 5.266,8 553,5 2.302,4 67,6 707,9 1.559,1 76,4 

2010 5.658,6 706,2 2.381,1 74,2 677,1 1.744,1 75,9 

2011 6.695,1 887,8 2.683,7 112,4 645,6 2.253,2 112,4 

2012 6.852,9 862,5 2.988,6 73,0 607,8 2.206,6 114,4 

2013 7.222,8 959,7 3.017,8 86,1 646,9 2.420,2 92,1 

2014 7.682,8 1.140,9 3.134,7 91,2 621,3 2.581,6 113,2 

2015 8.278,7 1.239,1 3.217,2 84,6 602,4 3.023,7 111,7 

2016 8.109,8 1.389,1 3.054,0 121,8 570,4 2.754,2 220,4 

2017 8.027,8 1.480,9 3.534,9  117,1 591,2 2.070,9  232,8 

*) der Betriebe im Produzierenden Gewerbe ohne Baugewerbe. 

2.4 Auswertbare regionale Ebene 

Die kleinste enthaltene regionale Ebene stellen die Gemeinden dar. Die Analysen kön-

nen auf Bundes-, Landes-, Kreis- und Gemeindeebene durchgeführt werden. 
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3 Praktische Hinweise 

3.1 Hinweise zur Geheimhaltung 

3.1.1 Gesetzliche Grundlagen der statistischen Geheimhaltung  

Unter Geheimhaltung versteht man das Herstellen der absoluten Anonymität der Er-

gebnisse statistischer Analysen. Konkret bedeutet das, dass im Rahmen der Geheim-

haltung sichergestellt wird, dass mit den veröffentlichten Ergebnissen keine Rück-

schlüsse auf einen Einzelfall (z.B. Person, Betrieb, Einrichtung) gezogen werden kön-

nen. Statistische Geheimhaltung wird überall dort angewendet, wo statistische Ergeb-

nisse oder Einzeldaten die geschützten Räume der amtlichen Statistik verlassen.  

Die Geheimhaltung in der amtlichen Statistik ist in § 16 Bundesstatistikgesetz (BStatG) 

geregelt und beinhaltet, dass Einzelangaben über persönliche und sachliche Verhält-

nisse, die für eine Bundesstatistik angegeben werden, von den jeweils durchführenden 

statistischen Stellen geheim zu halten sind, soweit es keine anderslautenden Bestim-

mungen gibt. Dies wird auch als Statistikgeheimnis bezeichnet. Das Statistikgeheimnis 

verpflichtet die amtliche Statistik, die erhaltenen Informationen zu schützen, d.h. sie in 

einer Form zu anonymisieren, die keine Rückschlüsse mehr auf die betreffende Per-

son und den dargelegten Sachverhalt enthält. Die Geheimhaltung ist auch im Hinblick 

auf die informationelle Selbstbestimmung von besonderem Interesse: Viele Erhebun-

gen der amtlichen Statistik unterliegen der Auskunftspflicht, somit steht es den Befrag-

ten nicht frei, selbst zu entscheiden, ob sie eine Information weitergegeben möchten. 

Die amtliche Statistik muss deshalb sicherstellen, dass die erhobenen Daten keinem 

Befragten zugeordnet werden können. 

Das BStatG sieht jedoch auch Fälle vor, in denen das Statistikgeheimnis nicht gilt. In 

§ 16 BStatG sind die Ausnahmen von der Geheimhaltungspflicht dargelegt. Unter an-

derem wird dort festgelegt, unter welchen Umständen die Daten der amtlichen Statistik 

für die Wissenschaft zugänglich gemacht werden dürfen und welche Regeln dabei ein-

zuhalten sind.  

3.1.2 Geheimhaltung von Ergebnissen 

Um die gesetzlich vorgeschriebene Geheimhaltung von Einzelfällen in den Daten si-

cherzustellen, müssen alle Ergebnisse, die am Gastwissenschaftlerarbeitsplatz oder 
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per Kontrollierter Datenfernverarbeitung erzeugt werden, vor ihrer Freigabe an den 

Nutzer von den FDZ einer Geheimhaltungsprüfung unterzogen werden. Dabei stellen 

die FDZ sicher, dass die Ergebnisse absolut anonym sind und eine Reidentifikation 

einzelner Befragter nach menschlichem Ermessen ausgeschlossen werden kann. Ent-

sprechend handeln auch die Fachabteilungen der Statistischen Ämter vor der Veröf-

fentlichung von Ergebnissen. 

Zur Sicherstellung der Geheimhaltung wenden die FDZ verschiedene Geheimhal-

tungsregeln an, die jeweils individuell auf die jeweilige Statistik zugeschnitten sind. In 

der Broschüre „Regelungen zur Auswertung von Mikrodaten in den Forschungsdaten-

zentren der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder“ werden die gebräuch-

lichsten Regeln zur primären Geheimhaltung dargestellt. Diese Regeln werden in den 

FDZ im Grunde auf alle Statistiken angewendet. Die Anlage dieser Broschüre enthält 

Informationen darüber, welche Geheimhaltungsregeln auf welche Statistiken anzu-

wenden sind.  

Die Broschüre finden Sie hier:  

https://www.forschungsdatenzentrum.de/de/geheimhaltung. 

3.1.3 Praktische Tipps zur Vermeidung von Geheimhaltungsfällen 

Treten in den erstellten Analysen Geheimhaltungsfälle auf, werden diese Werte von 

den FDZ zur Sicherstellung der Geheimhaltung durch ein Sperrmuster ersetzt. Gerade 

in Kreuztabellen entstehen so durch die notwendige Sekundärsperrung schnell viele 

„Löcher“ in den Auswertungen. Da eine einmal zur Sekundärsperrung herangezogene 

Tabellenzelle auch in allen folgenden Analysen gesperrt werden muss (tabellenüber-

greifende Geheimhaltung) – auch, wenn es in der neu erstellten Tabelle nicht nötig 

wäre – ist es sinnvoll, bei jeder Ergebniserstellung darauf zu achten, dass möglichst 

keine Geheimhaltungsfälle erzeugt werden. Treten in einem Output Geheimhaltungs-

fälle auf, steht es dem betreuenden FDZ frei, die Prüfung und Freigabe des Outputs 

abzulehnen. 

Um Geheimhaltungsfälle in den Analysen zu vermeiden, sollte immer darauf geachtet 

werden, dass die erstellten Analysen auf ausreichend großen Fallzahlen beruhen. Bei 

geringen Fallzahlen empfiehlt es sich, Variablenausprägungen zusammen zu fassen 

und damit größere Fallzahlen zu erzielen. 

https://www.forschungsdatenzentrum.de/de/geheimhaltung
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3.2 FAQ 

Frage Nr. 1 

Warum wird das Baugewerbe bei dieser Erhebung nicht befragt? 

Antwort zur Frage Nr. 1 

In den ersten Jahren der Durchführung war das Baugewerbe Teil der Erhebung. Die 

Investitionssumme stellte sich jedoch als so gering heraus, dass die Befragung des 

Baugewerbes keine erkennbaren Auswirkungen auf das Gesamtergebnis hatte. Daher 

wurde die Befragung nach Abwägung von Kosten und Nutzen eingestellt. 

Frage Nr. 2 

Wie erfolgt die Auswahl der 10.000 zu befragenden Unternehmen und Betriebe? 

Antwort zur Frage Nr. 2 

Es erfolgt eine Befragung aller relevanter Unternehmen und deren Betriebe im Rah-

men der Allgemeinen Investitionserhebung, ob Umweltschutzinvestitionen getätigt 

wurden. 

Derzeit wird die Obergrenze 10.000 pro Jahr nicht erreicht. Ein weiteres Auswahlver-

fahren ist somit nicht notwendig. 

Frage Nr. 3 

Was ist der Unterschied zwischen additiven und integrierten Umweltschutzinvestitio-

nen? 

Antwort zur Frage Nr. 3 

Additive (End-of-pipe) Maßnahmen werden zum Schutz der Umwelt dem Produktions-

prozess vor- oder nachgeschaltet (zum Beispiel Filter). Integrierte Maßnahmen führen 

direkt bei der Produktion zur Verminderung von Umweltbelastungen (z. B. Kreislauf-

führung von Stoffen oder Verfahrensänderungen, die den Einsatz umweltfreundlicher 

Rohstoffe ermöglichen). 

Frage Nr. 4 

Warum wird beim Klimaschutz nicht zwischen additiven und integrierten Maßnahmen 

unterschieden? 
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Antwort zur Frage Nr. 4 

Weil diese Trennung beim Klimaschutz nur schwerlich vorgenommen werden kann. 

Auch in anderen Umweltbereichen ist eine Trennung oft schwierig. Dies sollte bei der 

Interpretation berücksichtigt werden. 

Frage Nr. 5 

Werden auch Investitionen zur Beschaffung umweltfreundlicher Produkte angegeben? 

Antwort zur Frage Nr. 5 

Nein. Umweltschutzinvestitionen im Sinne der Erhebung umfassen Investitionen, die 

den eigentlichen Produktionsprozess umweltfreundlicher gestalten. In die Betrachtung 

einbezogen sind diejenigen Investitionen, die im Zusammenhang mit dem Erwerb bzw. 

der Installation von Umweltschutzanlagen getätigt werden. Nicht enthalten sind Auf-

wendungen bei der Herstellung der genannten Umweltschutzgüter. 

Frage Nr. 6 

Was ist der Unterschied zwischen Unternehmen und Betrieb? 

Antwort zur Frage Nr. 6 

Als Unternehmen gilt die kleinste Einheit, die aus handels- und/oder steuerrechtlichen 

Gründen Bücher führt und bilanziert. Ein Unternehmen kann an unterschiedlichen 

Standorten mehrere Betriebe haben. Daher kommt es für die Bundesländer bei Addi-

tion der Unternehmensangaben und der Betriebsangaben zu unterschiedlichen Ergeb-

nissen.  

Frage Nr. 7 

Werden auch die laufenden Kosten für den Umweltschutz angegeben? 

Antwort zur Frage Nr. 7 

Nein. Diese werden in einer weiteren Erhebung, zentral vom Bundesamt, bei reprä-

sentativ ausgewählten Unternehmen und Betrieben erfasst (bislang nicht über das 

FDZ verfügbar). 

Frage Nr. 8 

Warum steigen die Investitionen im Bereich Abfallwirtschaft und Gewässerschutz im 

Erhebungsjahr 2008 erheblich? 
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Antwort zur Frage Nr. 8 

Im Jahr 2008 wurde die Systematik der Wirtschaftszweige geändert. Durch die Ände-

rung werden Unternehmen und Betriebe der Abwasser- und Abfallentsorgung sowie 

Beseitigung von Umweltschutzverschmutzungen dem produzierenden Gewerbe zuge-

ordnet und sind deshalb berichtspflichtig. 

3.3 Verfügbare Tools 

Für dieses Produkt werden seitens der FDZ keine weiterführenden Tools angeboten. 
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Anhang 

Merkmalsliste 

Variable Inhalt / Bemerkungen 
Feldbez. 

2003-2005 

EF1 Identitätsnummer (recodiert) EF3 

  Investitionen für den Umweltschutz (in vollen EUR)   

  1. Abfallwirtschaft   

EF2 Insgesamte Umweltschutzinvestitionen   

EF3 Additive Umweltschutzinvestitionen EF117 

EF4 Integrierte Umweltschutzinvestitionen EF252 

  2. Abwasserwirtschaft   

EF5 Insgesamte Umweltschutzinvestitionen   

EF6 Additive Umweltschutzinvestitionen EF150 

EF7 Integrierte Umweltschutzinvestitionen EF254 

  3. Lärm- und Erschütterungsschutz   

EF8 Insgesamte Umweltschutzinvestitionen   

EF9 Additive Umweltschutzinvestitionen EF168 

EF10 Integrierte Umweltschutzinvestitionen EF256 

  4. Luftreinhaltung   

EF11 Insgesamte Umweltschutzinvestitionen   

EF12 Additive Umweltschutzinvestitionen EF200 

EF13 Integrierte Umweltschutzinvestitionen EF258 

  5. Arten- und Landschaftsschutz   

EF14 Insgesamte Umweltschutzinvestitionen   

EF15 Additive Umweltschutzinvestitionen EF228 

EF16 Integrierte Umweltschutzinvestitionen EF260 

  6. Schutz u. Sanierung v. Boden, Grund-u. Oberflächenwasser   

EF17 Insgesamte Umweltschutzinvestitionen   

EF18 Additive Umweltschutzinvestitionen EF246 

EF19 Integrierte Umweltschutzinvestitionen EF262 

  7. Klimaschutz   

EF20 7.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung der Emission von Ky-

oto-Treibhausgasen 

  

EF21 7.2 Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien   

EF22 7.3 Energieeffizienz steigernde Maßnahmen und Energiesparmaßnahmen   

  Wert der erstmalig gemieteten und gepachteten neuen Sachanlagen 

für den Umweltschutz (in vollen EUR) 

  

  1.-6. Umweltbereich gesamt   

EF23 Insgesamt   

EF24 Additive EF251 

EF25 Integrierte EF265 

  7. Klimaschutz   

EF26 Insgesamt   
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  Erhebungstechnische Angaben   

EF27 Berichtsjahr EF2 

  Übernommene Daten aus den allgemeinen Investitionen   

EF28 Art der Einheit (1-7) EF5 

EF29 Regionalschlüssel der Einheit EF6 

EF29UG1 Kreis   

EF29UG2 Regierungsbezirk   

EF29U1 Land-Nr. EF6U1 

EF29U2 Regierungsbezirks-Nr. EF6U2 

EF29U3 Kreis-Nr. EF6U3 

EF29U4 Gemeinde-Nr. EF6U4 

EF30 Wirtschaftszweig der Einheit EF7 

EF31 Anzahl Beschäftigte der Einheit EF8 

EF32 Umsatz der Einheit EF9 

EF33 Allgemeine Investitionen der Einheit (in vollen EUR) EF13 

EF34 Wert der gemieteten und gepachteten Anlagen (in vollen EUR) EF16 

EF35 Unternehmens-Nr. der Einheit EF17 

EF36 Land-Nr. des Unternehmenssitzes EF1 

EF37 Wirtschaftszweig des Unternehmens EF18 

 Immaterielle Vermögensgegenstände  

EF38 Konzessionen, Patente, Lizenzen, Warenzeichen u.Ä.  

EF39 Software  
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Merkmalsdefinitionen 

EF1 Identitätsnummer der Einheit 

Die Identitätsnummer dient der Unterscheidung der befragten Betriebe/Unternehmen 

(Identifikator). Sie ist eine für das jeweilige Bundesland laufende, frei vergebene Num-

mer, die nicht für Auswertungszwecke verwendet werden kann. 

EF2 Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Abfallwirtschaft 

Angaben in vollen Euro.  

Summe der additiven und integrierten Investitionen für den Umweltschutz im Bereich 

Abfallwirtschaft (EF3 + EF4). 

EF3 Additive Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Abfallwirtschaft 

hier Deponien, Zwischenlager, Abfallverbrennungsanlagen, Trenn- und Sortieranla-

gen, Müllpressen, Pilotanlagen zur Erforschung und Entwicklung von Anlagen und Ein-

richtungen der Abfallwirtschaft. 

Angaben in vollen Euro. 

Additive (End-of-Pipe) Umweltschutzmaßnahmen sind in der Regel separate, vom üb-

rigen Produktionsprozess getrennte Anlagen. Sie können dem Produktionsprozess 

vor- oder nachgeschaltet sein, um entstandene Emissionen zu verringern. Sachanla-

gen, die neben der Emissionsminderung auch andere Effekte haben, wie z.B. die Er-

zeugung von absatzfähigen Kuppelprodukten, sind an dieser Stelle auch berücksich-

tigt. 

Additive Umweltschutzmaßnahmen für die Abfallwirtschaft: Zugang an Sachanlagen 

zur Vermeidung, Verwertung und/oder Beseitigung von Abfällen, die bei der Produkti-

onstätigkeit entstehen. 

EF4 Integrierte Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Abfallwirtschaft 

hier Prozesse zur Verringerung des Abfallvolumens bei der Herstellung von Produkten 

sowie bei der Behandlung von Abfällen, verringerter Einsatz von Roh-, Hilfs- und Be-

triebsstoffen zum Zweck der Abfallreduzierung, Wiedereinsatz von Abfällen in den Pro-

duktionsprozess. 

Angaben in vollen Euro. 
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Im Gegensatz zu den Investitionen in additive Umweltschutzeinrichtungen wird die 

Umweltbelastung bei den integrierten Maßnahmen direkt bei der Leistungserstellung 

vermindert. Dabei wird zwischen anlagen- und prozessintegrierten Maßnahmen unter-

schieden. 

Anlagenintegrierte Maßnahmen sind zwar mit dem Produktionsprozess verbunden, 

aber dennoch als technische Elemente einzeln nachweisbar. Anzugeben sind die Auf-

wendungen sowohl für die nachträgliche Verbesserung von bestehenden Anlagen, als 

auch für neue Umweltschutzanlagen. Eine Identifizierung und Bewertung der anlagen-

integrierten Umweltschutzeinrichtungen wird erleichtert, indem diese Anlagenteile be-

reits in der Phase der Investitionsplanung gekennzeichnet und in einem Anlagenka-

taster registriert werden. Grundlagen dafür sind der Investitionsantrag, Bestelllisten 

und Konstruktionspläne. Für den Fall, dass derartige Informationen nicht vorliegen, 

können die Werte durch 

a) einen Vergleich mit Aufwendungen von Anlagen, die dem gleichen Zweck 

dienen, aber die technischen Umweltschutzeinrichtungen nicht aufweisen o-

der durch 

b) die Ermittlung der Aufwendungen durch den nachträglichen Einbau in eine 

bestehende Anlage oder durch den Ersatz der dem Umweltschutz dienen-

den Teile 

ermittelt werden. 

Allgemeine Beispiele für anlagenintegrierte Umweltschutzmaßnahmen sind: 

– Kreislaufführung von Stoffen und Kühlwasser, 

– Nutzung von Reaktionswärme (Wärmetauscher, Kopplung mit anderen Prozes-

sen), 

– Absorptionsfilter und Wasserbehandlungselemente (Rückgewinnung von Stof-

fen), 

– in Kreisläufe integrierte Filtersysteme, 

– Schalldämmung von Aggregaten (sofern nicht arbeitsschutzbedingt). 

– Bei prozessintegrierten Maßnahmen lassen sich einzelne Komponenten zur 

Minderung der Umweltauswirkungen nicht bestimmen. Vielmehr ist der ge-

samte Leistungserstellungsprozess innerhalb einer Produktionsstufe derart, 

dass es im Vergleich mit einer herkömmlichen Technik zur Minderung der Um-

weltbelastung kommt.  
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– Anzugeben ist dann nur der umweltrelevante (An-)Teil der Anlage. Dieser um-

weltrelevante (An-)Teil ist definiert durch die zusätzlichen Aufwendungen im 

Vergleich mit einer Anlage ohne diese positiven Umweltauswirkungen. 

Allgemeine Beispiele für prozessintegrierte Maßnahmen sind: 

– Änderungen zur Verwendung umweltfreundlicher Roh- und Hilfsstoffe, 

– Änderung von Reaktionsbedingungen, Änderungen bei der Brennraumgestal-

tung, Änderungen des Verfahrens der Formgebung (z.B. Gießen, Schmieden). 

Prozessintegrierte Maßnahmen schließen den zusätzlichen Einsatz von additi-

ven (siehe EF10 bis EF25) oder anlagenintegrierten Maßnahmen nicht aus. Es 

ist also möglich, dass bei einer prozessintegrierten Maßnahme bzw. Anlage 

doch einzelne Geräte oder Teile als additiv oder anlagenintegriert separat iden-

tifiziert werden können. D.h. selbst wenn die monetäre Bewertung einer pro-

zessintegrierten Technik für den Umweltschutz nicht möglich ist, sind ggf. Teile 

dieser Anlage als additiv oder anlagenintegriert zu identifizieren und zu bewer-

ten. 

Integrierte Umweltschutzmaßnahmen bei der Abfallwirtschaft: Prozesse zur Verringe-

rung des Abfallvolumens bei der Behandlung von Abfällen, Prozesse zur Verringerung 

des Abfallvolumens bei der Herstellung, Reduzierung beim Einsatz von Roh-, Hilfs- 

und Betriebsstoffen zum Zweck der Abfallreduzierung bei der Herstellung, Reduzie-

rung beim Einsatz von Roh- und Betriebsstoffen zum Zweck der Abfallreduzierung bei 

der Behandlung von Abfällen, Wiedereinsatz von Abfällen in den Produktionsprozess, 

Einsatz von umweltschonender Technik, Herstellung von umweltschonenden Produk-

ten zur Reduzierung der Emissionen. 

EF5 Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Abwasserwirtschaft 

Angaben in vollen Euro.  

Summe der additiven und integrierten Investitionen für den Umweltschutz im Bereich 

Abwasserwirtschaft (EF6 + EF7). 
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EF6 Additive Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Abwasserwirt-

schaft 

hier Kanalisation, Trockenbeete, Abwasser- und Klärschlammbehandlungsanlagen, 

Kühlanlagen für Kühl- und Abwasser, Anlagen zur Wasserkreislaufführung, Sicher-

heitsvorrichtungen für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen. 

Angaben in vollen Euro. 

Definition additive (End-of-Pipe) Umweltschutzmaßnahmen siehe EF3. 

Additive Umweltschutzmaßnahmen für die Abwasserwirtschaft: Zugang an Sachanla-

gen zur Verminderung der Abwassermenge bzw. -fracht und zum Schutz vor produk-

tionsbedingten Gefährdungen der Oberflächengewässer und des Grundwassers. 

EF7 Integrierte Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Abwasserwirt-

schaft 

hier geschlossene Prozess- und Kühlwasserkreisläufe, geschlossene Wasserreini-

gungssysteme, Einführung von Luft-Kühlungssystemen anstelle von Kühlwassersys-

temen, Deionisation von Prozesswasser zur Reduktion der Chemikalienkonzentration, 

technische Umstellung auf Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, die nicht wassergefährdend 

sind. 

Angaben in vollen Euro. 

Definition integrierte Umweltschutzmaßnahmen siehe EF4. 

Integrierte Umweltschutzmaßnahmen für den die Abwasserwirtschaft: Einführung von 

geschlossenen Kühlwasserkreisläufen, von Luft-Kühlungssystemen anstelle von Kühl-

wassersystemen, von kostenintensiveren, emissionsmindernden Prozessen, Säube-

rung von Prozessreinigungswasser durch Vakuumverdunstungstechniken, Einsatz 

von Vakuumpumpen, Deionisation von Prozesswasser zur Reduktion der Konzentra-

tion von Chemikalien, geschlossene Wasserreinigungssysteme, geschlossene Was-

serkühlungssysteme, geschlossene Systeme beim Prozesswasser, extra Kapazität an 

Pumpen in existierenden Anlagen zur Reduktion der Austrittstemperatur, Kreis-

lauftanks für Kaltwasser beim Punktschweißen, Kohlefilter zum Recyceln des Was-

sers, modernere Druckerpressen, polymerische Einrichtungen, Reinigung von Pro-

zesswasser, reduzierte Einleitung von Chrom ins Abwasser. 



17 
 

EF8 Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Lärm- und Erschütterungs-

schutz 

Angaben in vollen Euro.  

Summe der additiven und integrierten Investitionen für den Umweltschutz im Bereich 

Lärm- und Erschütterungsschutz (EF9 + EF10).  

EF9 Additive Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Lärm- und Er-

schütterungsschutz 

hier Lärmschutzwände, -mauern, -wälle, Schwingungsisolierung und Sonderfunda-

mente bei technischen Anlagen und Maschinen, Schallschleusen, separate Sachanla-

gen für Messung, Kontrolle, Analyse u.Ä. 

Angaben in vollen Euro. 

Definition additive (End-of-Pipe) Umweltschutzmaßnahmen siehe EF3. 

Additive Umweltschutzmaßnahmen für den Lärm- und Erschütterungsschutz: Zugang 

an Sachanlagen zur Verringerung oder Vermeidung von Geräuschen und Erschütte-

rungen, die bei der Produktionstätigkeit entstehen. 

EF10 Integrierte Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Lärm- und Er-

schütterungsschutz 

Hier: Ausrüstungs- und Maschinenteile zur Vermeidung von Lärm und Schwingungen, 

Kessel/Feuerungen/Brenner oder Komponenten mit niedrigen Lärmemissionen. 

Angaben in vollen Euro. 

Definition integrierte Umweltschutzmaßnahmen siehe EF4. 

Integrierte Umweltschutzmaßnahmen für den Lärm- und Erschütterungsschutz: Aus-

rüstung und Maschinen für geringeren Lärm und Erschütterungen, schwingungsdämp-

fende Fundamente, Kessel/ Feuerungen oder Komponenten mit niedrigen Emissio-

nen, Abfackelung von Gasen am Boden, Brenner mit niedrigen Lärmemissionen beim 

Abfackeln, Teile von Ausrüstung und Maschinen zur Reduktion von Lärm und Schwin-

gungen, Teile von Fundamenten und Strukturen von Anlagen speziell konstruiert um 

Schwingungen zu dämpfen oder zu absorbieren, Umgruppierung von Gebäuden oder 

Anlagen um Lärmemissionen zu reduzieren sowie spezielle Einrichtungen bei Kon-

struktionen oder Umkonstruktion von Gebäuden und Anlagen. 
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EF11 Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Luftreinhaltung 

Angaben in vollen Euro.  

Summe der additiven und integrierten Investitionen für den Umweltschutz im Bereich 

Luftreinhaltung (EF12 + EF13).  

EF12 Additive Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Luftreinhaltung 

Hier: Entstaubungs-, Entschwefelungs- und Entstickungsanlagen, Anlagen zur Ver-

minderung der Emission von Gerüchen oder Kohlenwasserstoffen, nachgeschaltete 

Kondensationsvorrichtungen. 

Angaben in vollen Euro. 

Definition additive (End-of-Pipe) Umweltschutzmaßnahmen siehe EF3. 

Additive Umweltschutzmaßnahmen für die Luftreinhaltung: Maßnahmen zur Beseiti-

gung, Verringerung oder Vermeidung von luftfremden Stoffen (Rauch, Ruß, Staub, 

Gase, Aerosole, Dämpfe oder Geruchsstoffe) in Abgas. Es sind nur solche Aufwen-

dungen anzugeben, die nicht aus Gründen des Arbeitsschutzes vorgenommen wur-

den. 

EF13 Integrierte Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Luftreinhaltung 

Hier: Katalysatoren, katalytische NOx-Reiniger, Niedrig-NOx-Brenner, umweltfreundli-

chere Kompressoren, computergesteuerte/optimierte Feuerungsanlagen, Rauch-

gasoptimierung, luftdichte Förderbänder. 

Angaben in vollen Euro. 

Definition integrierte Umweltschutzmaßnahmen siehe EF4. 

Integrierte Umweltschutzmaßnahmen für die Luftreinhaltung: Vakuumpumpen, biolo-

gische Reinigungssysteme, Katalysatoren, umweltfreundliche Klima- und Kühlanla-

gen, katalytische NOx-Reiniger, Niedrig-NOx–Brenner, Ersatz von Kühlanlagen durch 

indirekte Kühlung, umweltfreundlichere Kompressoren, computergesteuerte/opti-

mierte Feuerungsanlagen, Austausch von umweltbelastenden Materialien und Ein-

satzstoffen bei Klima- u. Kühlanlagen, Austausch von Klima- u. Kühlanlagen, umwelt-

freundliche Feuerlöscher, umweltfreundliche Reinigungsmittel, Rauchgasoptimierung, 

Wärmetauscher, Wärmepumpen, Vakuumpumpen, Isolierung bei Öfen, Kondensato-
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ren, neue alkoholbasierende Waschtechniken, Ventilatorensysteme und Luftsäube-

rungsanlagen, luftdichte Förderbänder, kostenintensivere aber umweltfreundlichere 

Techniken. 

EF14 Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Arten- und Landschafts-

schutz 

Angaben in vollen Euro.  

Summe der additiven und integrierten Investitionen für den Umweltschutz im Bereich 

Arten- und Landschaftsschutz (EF15 + EF16).  

EF15 Additive Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Arten- und Land-

schaftsschutz 

Hier: Befestigungen, Schutzsysteme für Wildtiere (Wildtierbrücken und -zäune etc.). 

Angaben in vollen Euro. 

Definition additive (End-of-Pipe) Umweltschutzmaßnahmen siehe EF3. 

Additive Umweltschutzmaßnahmen für den Arten- und Landschaftsschutz: Zugang an 

Sachanlagen zum Schutz und zur Pflege von Boden, Vegetation und Tierwelt, soweit 

sie durch die Produktionstätigkeit beeinträchtigt werden. 

EF16 Integrierte Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Arten- und 

Landschaftsschutz 

Hier: Einrichtungen zur Einschränkung der Grundwassernutzung, Präventionsschutz-

maßnahmen für Natur und Landschaft. 

Angaben in vollen Euro. 

Definition integrierte Umweltschutzmaßnahmen siehe EF4. 

Integrierte Umweltschutzmaßnahmen für den Arten- und Landschaftsschutz: Einrich-

tungen zur Einschränkung der Grundwassernutzung, Präventionsschutzmaßnahmen 

für Natur und Landschaft. 

EF17 Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Schutz und Sanierung von 

Boden, Grund- und Oberflächenwasser 

Angaben in vollen Euro.  
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Summe der additiven und integrierten Investitionen für den Umweltschutz im Bereich 

Schutz und Sanierung von Boden, Grund- und Oberflächenwasser (EF18 + EF19).  

EF18 Additive Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Schutz und Sa-

nierung von Boden, Grund- und Oberflächenwasser 

Hier: Anlagen und Einrichtungen zur Abdichtung oder zur Behandlung kontaminierter 

Böden. 

Angaben in vollen Euro. 

Definition additive (End-of-Pipe) Umweltschutzmaßnahmen siehe EF3. 

Additive Umweltschutzmaßnahmen für den Schutz und Sanierung von Boden, Grund- 

und Oberflächenwasser: Maßnahmen 1. zur Beseitigung oder Verminderung der 

Schadstoffe (Dekontaminationsmaßnahmen), 2. die eine Ausbreitung der Schadstoffe 

langfristig verhindern oder vermindern, ohne die Schadstoffe zu beseitigen (Siche-

rungsmaßnahmen), 3. zur Beseitigung oder Verminderung schädlicher Veränderun-

gen der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Bodens. 

EF19 Integrierte Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Schutz und Sa-

nierung von Boden, Grund- und Oberflächenwasser 

Hier: Fernwärmeleitung, Ersetzung von Elektrokabeln mit PCB-Ölen, Verzicht auf 

Hochspannung in Ölkabeln, Überfüllschutz für Container. 

Angaben in vollen Euro. 

Definition integrierte Umweltschutzmaßnahmen siehe EF4. 

Integrierte Umweltschutzmaßnahmen für den Schutz und Sanierung von Boden, 

Grund- und Oberflächenwasser: Verbrennungs-Austauscher für Lösemittel, Fernwär-

meleitung, Austausch von Elektrokabeln mit PCB-Ölen, Austausch von Hochspannung 

in Ölkabeln, Überfüllschutz für Container, Steuerungssysteme für Filter und Belüftun-

gen. 

EF20 Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Klimaschutz 

Hier: Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung der Emission von Kyoto-Treib-

hausgasen. 

Angaben in vollen Euro. 
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Beim Umweltbereich Klimaschutz wird nicht zwischen additiven und integrierten Maß-

nahmen unterschieden. 

Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung der Emission von Treibhausgasen 

(nach Kyoto-Protokoll Kohlendioxid, Methan, Distickstoffoxid, teilhalogenierte Fluor-

kohlenwasserstoffe, perfluorierte Kohlenwasserstoffe, Schwefelhexafluorid). 

EF21 Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Klimaschutz 

Hier: Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien. 

Angaben in vollen Euro. 

Beim Umweltbereich Klimaschutz wird nicht zwischen additiven und integrierten Maß-

nahmen unterschieden. 

Zu den erneuerbaren Energien gehören Wasserkraft (einschließlich der Wellen-, Ge-

zeiten-, Salzgradienten- und Strömungsenergie), Windenergie, solare Strahlungsener-

gie, Geothermie, Energie aus Biomasse (einschließlich Bio-, Deponie- und Klärgas 

sowie aus dem biologisch abbaubaren Anteil von Abfällen aus Haushalten und Indust-

rie. 

EF22 Investitionen für den Umweltschutz im Bereich Klimaschutz 

Hier: Energieeffizienz steigernde Maßnahmen und Energiesparmaßnahmen. 

Angaben in vollen Euro. 

Beim Umweltbereich Klimaschutz wird nicht zwischen additiven und integrierten Maß-

nahmen unterschieden. 

Hier ist nur der Teilbetrag der Investition berücksichtigt, der die tatsächliche Steigerung 

der Energieeffizienz betrifft. Es ist z.B. nicht ein kompletter, energiesparender Hoch-

ofen gemeldet, sondern nur der Teilbetrag, der auf die Steigerung der Energieeffizienz 

gegenüber einer verfügbaren Vergleichsanlage bezogen ist. Über Vergleichsrechnun-

gen wurde ermittelt, wie viel besser der Wirkungsgrad der neuen Anlage im Vergleich 

zum Durchschnitt ist. Dieser Teil ist monetär geschätzt und als Klimaschutzinvestition 

angegeben. Die Steigerung der Energieeffizienz durch einen Brennstoffwechsel ist nur 

dann als Umweltschutzinvestition gewertet, wenn dafür technische Änderungen vor-

genommen und durch den neuen Brennstoff Klimagasemissionen reduziert werden. 
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EF23 Wert der erstmalig gemieteten und neuen Sachanlagen für den Umwelt-

schutz insgesamt 

Angaben in vollen Euro. 

Hier ist der Wert (ohne Umsatzsteuer) der im Geschäftsjahr z.B. von Leasingfirmen, 

vom Hersteller direkt oder von Unternehmen der gleichen Unternehmensgruppe über 

mittel- oder langfristige Leasing-, Miet- bzw. Pachtverträge erstmalig gemieteten und 

gepachteten neuen Sachanlagen (einschl. Ersatzbeschaffungen im Rahmen laufender 

Leasingverträge) gemeldet, soweit sie nicht beim Leasingnehmer aktiviert sind. Insbe-

sondere gehören dazu auch Sachanlagen von Besitzgesellschaften des gleichen Un-

ternehmens. Bei Betrieben sind sie dem Betrieb zugeordnet, bei dem sie sich am Ende 

des Geschäftsjahres befunden haben. Umsetzungen von Sachanlagen von einem Be-

trieb zu einem anderen desselben Unternehmens werden nicht berücksichtigt. Einbe-

zogen sind hier auch Sachanlagen, die durch Finanzierungsleasing neu beschafft wur-

den. Nicht einbezogen sind Sachanlagen, die für die Dauer von weniger als einem Jahr 

angemietet wurden oder für die dem Unternehmen/Betrieb ein zeitweises Nutzungs-

recht (z.B. wenige Tage im Monat) eingeräumt wurde sowie die Anmietung von unbe-

bauten Grundstücken. 

Beinhaltet die Werte über die Umweltbereiche Abfallwirtschaft, Abwasserwirtschaft, 

Lärm- und Erschütterungsschutz, Luftreinhaltung, Arten- und Landschaftsschutz und 

Schutz und Sanierung von Boden, Grund- und Oberflächenwasser als Summe der ad-

ditiven und integrierten Werte (EF24 + EF25). 

EF24 Wert der erstmalig gemieteten und gepachteten neuen Sachanlagen für 

den Umweltschutz insgesamt 

Hier: Wert der additiven Maßnahmen. 

Angaben in vollen Euro. 

Definition Wert der gemieteten und gepachteten Sachanlagen siehe EF23. 

Beinhaltet die Werte über die Umweltbereiche Abfallwirtschaft, Abwasserwirtschaft, 

Lärm- und Erschütterungsschutz, Luftreinhaltung, Arten- und Landschaftsschutz und 

Schutz und Sanierung von Boden, Grund- und Oberflächenwasser der additiven Maß-

nahmen. 
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EF25 Wert der erstmalig gemieteten und gepachteten neuen Sachanlagen für 

den Umweltschutz insgesamt 

Hier: Wert der integrierten Maßnahmen. 

Angaben in vollen Euro. 

Definition Wert der gemieteten und gepachteten Sachanlagen siehe EF23. 

Beinhaltet die Werte über die Umweltbereiche Abfallwirtschaft, Abwasserwirtschaft, 

Lärm- und Erschütterungsschutz, Luftreinhaltung, Arten- und Landschaftsschutz und 

Schutz und Sanierung von Boden, Grund- und Oberflächenwasser der integrierten 

Maßnahmen. 

EF26 Wert der erstmalig gemieteten und gepachteten neuen Sachanlagen für 

den Umweltschutz im Bereich Klimaschutz 

Angaben in vollen Euro. 

Definition Wert der gemieteten und gepachteten Sachanlagen siehe EF23. 

Definition Klimaschutz siehe EF20, EF21 und EF22. 

EF27 Berichtsjahr 

Kalenderjahr, über das die Betriebe/Unternehmen berichten müssen. Deckt sich das 

Geschäftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr, so liegt das Geschäftsjahr zugrunde, das 

im Berichtsjahr endet. 

EF28 Art der Einheit 

1-stelliger Schlüssel für die Betriebsarten 

1 = Einbetriebsunternehmen 

2 = Mehrbetriebsunternehmen 

3 = Mehrländerunternehmen 

4 = Arbeitsgemeinschaft (Bauhauptgewerbe – ARGE) 

5 = Betrieb eines Mehrbetriebsunternehmens 

6 = Betrieb eines Mehrländerunternehmens 

7 = Betrieb eines ausländischen Unternehmens 
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EF29 Regionalschlüssel der Einheit 

8-stelliger Schlüssel für die Bundesländer/Regierungsbezirke/Kreise/Gemeinden 

Deutschlands, wobei Stelle 1 und 2 die Gliederung nach Bundesländern beschreiben. 

Die Stellen 1 bis 3 beschreiben in der Kombination den Regierungsbezirk. Der Regie-

rungsbezirk kann nur in Verbindung mit dem Landesschlüssel identifiziert werden. 

Die Bundesländer Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Hessen, Baden-Württem-

berg, Bayern und Sachsen werden in Regierungsbezirke unterteilt. Für Sachsen-An-

halt und für Rheinland-Pfalz gilt die Besonderheit, dass im amtlichen Gemeindeschlüs-

sel die Satzstelle für den Regierungsbezirk noch besetzt ist, die Regierungsbezirke 

jedoch rechtlich nicht mehr bestehen (für Rheinland-Pfalz seit 1999). Für Sachsen-

Anhalt und Rheinland-Pfalz werden deshalb auch Ergebnisse für Regierungsbezirke 

nicht mehr veröffentlicht. 

In Sachsen-Anhalt erfolgte die Untergliederung in Regierungsbezirke bis zum Jahr 

2003. Berlin ist nicht in Regierungsbezirke untergliedert. An dieser Stelle wird jedoch 

nach Berlin-Ost und Berlin-West unterschieden. 

Die Stellen 1 bis 5 des amtlichen Gemeindeschlüssels beschreiben den Schlüssel der 

Kreise, die Stellen 1 bis 8 den der Gemeinden.  

Auf Grund der Vielzahl der amtlichen Gemeindeschlüssel (AGS) werden diese hier 

nicht aufgelistet. 

EF30 Wirtschaftszweig der Einheit 

5-stelliger Schlüssel für die wirtschaftliche Zuordnung der Einheit. 

Die Daten werden nach der europaweit eingeführten „Klassifikation der Wirtschafts-

zweige, Ausgabe 2008 (WZ2008)“ erhoben. 

EF31 Anzahl der Beschäftigten insgesamt der Einheit 

Tätige Inhaber bzw. Mitinhaber, Angestellte (einschließlich kaufmännisch Auszubil-

dende), Arbeiter (einschließlich gewerblich Auszubildende), mithelfende Familienan-

gehörige, soweit sie mindestens 55 Stunden monatlich im Betrieb tätig sind. 

Angaben liegen für sämtliche Einheiten vor und werden aus Fremdmaterialien zuge-

spielt. 
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EF32 Umsatz der Einheit 

Angaben in vollen Euro. 

Angaben liegen für sämtliche Einheiten vor und werden aus Fremdmaterialien zuge-

spielt. 

EF33 Allgemeine Investitionen der Einheit 

Angaben in vollen Euro. 

Als Investitionen gelten die im Geschäftsjahr aktivierten Bruttozugänge (ohne die als 

Vorsteuer abzugsfähige Umsatzsteuer) an erworbenen und selbst erstellten Sachan-

lagen einschließlich solcher Leasing-Güter, die beim Leasing-Nehmer zu aktivieren 

sind. Die noch im Bau befindlichen Anlagen (angefangene Arbeiten für betriebliche 

Zwecke, soweit aktiviert) sind mit zu melden. Nicht einzubeziehen sind Investitionen in 

Zweigniederlassungen im Ausland, Zugänge durch den Kauf ganzer Unternehmen o-

der Betriebe, die bei Investitionen entstandenen Finanzierungskosten, der Erwerb von 

Beteiligungen, Wertpapieren usw. (Finanzanlagen) sowie der Erwerb von Konzessio-

nen, Patenten, Lizenzen und anderen immateriellen Vermögensgegenständen sowie 

der Erwerb ehemals im Unternehmen eingesetzter Mietanlagen. Zuschüsse der öffent-

lichen Hand für Investitionen sind nicht vom anzugebenden Betrag abzuziehen. 

Angaben liegen für sämtliche Einheiten vor und werden aus Fremdmaterialien zuge-

spielt. 

EF34 Wert der erstmalig gemieteten und gepachteten neuen Sachanlagen der 

Einheit 

Angaben in vollen Euro. 

Hier ist der Wert (ohne die als Vorsteuer abzugsfähige Umsatzsteuer) der im Ge-

schäftsjahr über mittel- oder langfristige Miet- bzw. Pachtverträge erstmalig gemieteten 

und gepachteten neuen Sachanlagen für den Umweltschutz (einschließlich Ersatzbe-

schaffungen im Rahmen laufender Leasingverträge) angegeben, soweit sie nicht beim 

Leasing-Nehmer aktiviert wurden. Diese Sachanlagen können z.B. von Leasingfirmen, 

vom Hersteller direkt oder von Unternehmen der gleichen Unternehmensgruppe (z.B. 

Besitzgesellschaften) gemietet oder gepachtet worden sein. War der Wert nicht exakt 
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bekannt, genügten sorgfältige Schätzungen. Nicht einzubeziehen waren die Anmie-

tungen von Sachanlagen für die Mietdauer von bis zu einem Jahr sowie von gebrauch-

ten Investitionsgütern. 

Angaben liegen für sämtliche Einheiten vor und werden aus Fremdmaterialien zuge-

spielt. 

EF35 Identitätsnummer des Unternehmens 

Die Identitätsnummer dient der Unterscheidung der befragten Unternehmen. Bei Mehr-

betriebsunternehmen ist so eine Zuordnung einzelner Betriebe (EF1) zu einem Unter-

nehmen möglich. Als Unternehmen gilt die kleinste Einheit, die aus handels- und/oder 

steuerrechtlichen Gründen Bücher führt und bilanziert. Sie ist eine für das jeweilige 

Bundesland laufende, frei vergebene Nummer. 

EF36 Land-Nr. des Unternehmens 

2-stelliger Schlüssel für die Bundesländer Deutschlands zu EF35. 

01 = Schleswig-Holstein 09 = Bayern 

02 = Hamburg 10 = Saarland 

03 = Niedersachsen 11 = Berlin 

04 = Bremen 12 = Brandenburg 

05 = Nordrhein-Westfalen 13 = Mecklenburg-Vorpommern 

06 = Hessen 14 = Sachsen 

07 = Rheinland-Pfalz 15 = Sachsen-Anhalt 

08 = Baden-Württemberg 16 = Thüringen 

EF37 Wirtschaftszweig des Unternehmens 

5-stelliger Schlüssel für die wirtschaftliche Zuordnung der Unternehmen aus EF35. 

Die Daten werden nach der europaweit eingeführten „Klassifikation der Wirtschafts-

zweige, Ausgabe 2008 (WZ2008)“ erhoben. 

9999 = Unternehmen aus den Abschnitten D (Energieversorgung) und E (Wasserver-

sorgung; Abwasser- und Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzun-

gen). Diese Unternehmen haben keine Angabe zum Wirtschaftszweig. 
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EF38 Konzessionen, Patente, Lizenzen, Warenzeichen u.Ä. 

Investitionen in immaterielle Vermögensgegenstände soweit nach dem Handelsge-

setzbuch (HGB) aktiviert. 

Angaben in vollen Euro. 

EF39 Software 

Investitionen in immaterielle Vermögensgegenstände soweit nach dem Handelsge-

setzbuch (HGB) aktiviert. 

Angaben in vollen Euro. 
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Erhebung der Investitionen für den Umwelt- 
schutz im Jahr 2017 bei Unternehmen

Vielen Dank für Ihre Mitarbeit.

11 I

Ansprechpartner / -in für Rückfragen 
( freiwillige Angabe )

Name:

Telefon:

E-Mail:

Identnummer 
( bei Rückfragen bitte angeben )

Rechtsgrundlagen und weitere recht- 
liche Hinweise entnehmen Sie der  
Unterrichtung nach § 17 Bundesstatis- 
tikgesetz ( BStatG ) in der beigefügten 
Unterlage.

Nr. des Wirtschaftszweiges ( WZ 2008 )

Bitte beachten Sie:
Es werden additive und integrierte Umweltschutz- 
investitionen erhoben.

Beim Umweltbereich Klimaschutz wird nicht zwischen 
additiven und integrierten Maßnahmen unterschieden. 

Bitte tragen Sie hier die Höhe der Investitionen für  
den Umweltschutz und / oder den Wert der erstmalig  
gemieteten und gepachteten neuen Sachanlagen für  
den Umweltschutz für die gesamte Maßnahme in das  
entsprechende Feld ein. Ihre Investitionen in immate- 
rielle Vermögensgegenstände für den Umweltschutz  
tragen Sie bitte ebenfalls ein.

Bitte tragen Sie Ihre Angaben nach Hauptzweck der Anlage 
bei dem jeweiligen Umweltbereich in die hierfür vorgesehe-
nen weißen Felder ein. Bitte geben Sie keine Beträge mehr-
fach an.

Beachten Sie bitte bei der Beantwortung der Fragen die 
Erläuterungen zu 1  bis 14 auf den Seiten 1 bis 3 in der  
separaten Unterlage. 

Deckt sich das Geschäftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr, 
so ist das Geschäftsjahr zugrunde zu legen, das im Berichts-
jahr endet.

Bemerkungen
Zur Vermeidung von Rückfragen unsererseits können Sie hier auf besondere Ereignisse  
und Umstände hinweisen, die Einfluss auf Ihre aktuellen Angaben haben. 
Zeigen Sie uns bitte hier an, wenn Sie für das Berichtsjahr keine Investitionen für den 
Umweltschutz getätigt haben ( Fehlanzeige ).
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Name und Anschrift
Bitte aktualisieren Sie Ihre Anschrift, falls erforderlich.

A		 Investitionen in Sachanlagen für den Umweltschutz 2017  1  

Umweltbereiche
Additiv  2 Integriert  3 Insgesamt

Volle Euro

1	 Abfallwirtschaft ................................ 4 03 04 02

2	 Abwasserwirtschaft ....................... 5 06 07 05

3	 Lärm- und Erschütterungs- 
schutz ................................................ 6 09 10 08

4	 Luftreinhaltung ................................ 7 12 13 11

5	 Arten- und Landschaftsschutz .... 8 15 16 14

6	 Schutz und Sanierung von  
Boden, Grund- und Ober- 
flächenwasser ................................. 9 18 19 17

7	 Klimaschutz
7.1	 Maßnahmen zur Vermeidung 

und Verminderung der Emission 
von Kyoto-Treibhausgasen ........... 10 20

7.2	 Maßnahmen zur Nutzung  
erneuerbarer Energien .................. 11 21

7.3	 Energieeffizienz steigernde  
Maßnahmen und Energie- 
sparmaßnahmen ............................. 12 22

	 Summe der Investitionen 
( 1–6; 7.1; 7.2; 7.3 ) zusammen ..........

B		 Wert der erstmalig gemieteten und gepachteten neuen  
		  Sachanlagen für den Umweltschutz 2017  13 

Umweltbereiche
Additiv  2 Integriert  3 Insgesamt

Volle Euro

1–6	Alle Umweltbereiche ........................... 24 25 23

7	 Klimaschutz ........................................... 26

	 Wert der erstmalig gemieteten und 
gepachteten neuen Sachanlagen 
zusammen ( 1–7 ) .................................

Nr. des Wirtschaftszweiges ( WZ 2008 ) Identnummer 
( bei Rückfragen bitte angeben )

Sst 
1–9
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Nr. des Wirtschaftszweiges ( WZ 2008 ) Identnummer 
( bei Rückfragen bitte angeben )

Sst 
1–9

C		 Investitionen in immaterielle Vermögensgegenstände für  
		  den Umweltschutz 2017  14 

Investitionen in immaterielle Vermögens-
gegenstände soweit nach dem Handels-
gesetzbuch ( HGB ) aktiviert

Konzessionen, Patente, Lizenzen,  
Warenzeichen u. Ä. ..........................................

Volle Euro

Erworbene Software .......................................
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Erhebung der Investitionen für den Umweltschutz 
im Jahr 2017 bei Unternehmen

Unterrichtung nach § 17 Bundesstatistikgesetz (B Stat G)1 und nach 
der Datenschutz-Grundverordnung (E U) 2016/679 (D S-G V O)2

Zweck, Art und Umfang der Erhebung
Die jährliche Erhebung über Investitionen für den Umweltschutz wird bundesweit bei 
höchstens 10 000 Unternehmen und Betrieben des Bergbaus und der Gewinnung von 
Steinen und Erden, des Verarbeitenden Gewerbes sowie der Energie- und Wasserver-
sorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzungen 
durchgeführt. Ihre Ergebnisse liefern Informationen über den Umfang, die Struktur und 
die Entwicklung der Investitionstätigkeit für den Umweltschutz. Sie dient für Zwecke der 
Umweltpolitik und als Grundlage zur Erfüllung E U-rechtlicher Berichtspflichten. 

Rechtsgrundlagen, Auskunftspflicht
Rechtsgrundlage ist das Umweltstatistikgesetz (U Stat G) in Verbindung mit dem B Stat G. 
Erhoben werden die Angaben nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 U Stat G in der  
Untergliederung nach § 11 Absatz 1 Satz 2 und 3 U Stat G.

Die Auskunftspflicht ergibt sich aus § 14 Absatz 1 U Stat G in Verbindung mit 
§ 15 B Stat G. Nach § 14 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a U Stat G sind die 
Inhaberinnen/Inhaber oder Leitungen der genannten Unternehmen und Betriebe 
auskunftspflichtig.

Nach § 11a Absatz 2 B Stat G sind alle Unternehmen und Betriebe verpflichtet, ihre  
Meldungen auf elektronischem Weg an die statistischen Ämter zu übermitteln. Hierzu 
sind die von den statistischen Ämtern zur Verfügung gestellten Online-Verfahren zu  
nutzen. Im begründeten Einzelfall kann eine zeitlich befristete Ausnahme von der  
Online-Meldung vereinbart werden. Dies ist auf formlosen Antrag möglich. Die Pflicht, 
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, bleibt jedoch weiterhin bestehen. 

Nach § 11a Absatz 1 B Stat G sind Stellen, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
wahrnehmen und bereits standardisierte elektronische Verfahren nutzen, verpflichtet, 
diese auch für die Übermittlung von Daten an die statistischen Ämter zu verwenden.  
Soweit diese Stellen keine standardisierten Verfahren für den Datenaustausch  
einsetzen, sind elektronische Verfahren nach Absprache mit den statistischen Ämtern 
zu verwenden.

Nach § 14 Absatz 4 U Stat G besteht für Unternehmen, deren Inhaberinnen/Inhaber  
Existenzgründerinnen/Existenzgründer sind, im Kalenderjahr der Betriebseröffnung  
keine Auskunftspflicht. In den beiden folgenden Kalenderjahren besteht dann keine  
Auskunftspflicht, wenn das Unternehmen im jeweils letzten abgeschlossenen  
Geschäftsjahr Umsätze in Höhe von weniger als 800 000 Euro erwirtschaftet hat.  
Gesellschaften können sich auf die Befreiung von der Auskunftspflicht berufen,  
wenn alle an der Gesellschaft Beteiligten Existenzgründerinnen/Existenzgründer sind. 
Existenzgründerinnen/Existenzgründer sind natürliche Personen, die eine gewerbliche 
oder freiberufliche Tätigkeit in Form einer Neugründung, einer Übernahme oder einer  
tätigen Beteiligung aus abhängiger Beschäftigung oder aus der Nichtbeschäftigung  
heraus aufnehmen, § 14 Absatz 5 U Stat G. Existenzgründerinnen/Existenzgründer, die 
von ihrem Recht, keine Auskunft zu erteilen, Gebrauch machen wollen, haben das  
Vorliegen der vorgenannten Voraussetzungen nachzuweisen. Es steht ihnen jedoch frei, 
die Auskünfte zu erteilen. 

Erteilen Auskunftspflichtige keine, keine vollständige, keine richtige oder nicht rechtzeitig 
Auskunft, können sie zur Erteilung der Auskunft mit einem Zwangsgeld angehalten  
werden. 

1 Den Wortlaut der nationalen Rechtsvorschriften in der jeweils geltenden Fassung finden Sie  
unter https://www.gesetze-im-internet.de/.

2 Die Rechtsakte der EU in der jeweils geltenden Fassung und in deutscher Sprache finden Sie auf der  
Internetseite des Amtes für Veröffentlichungen der Europäischen Union unter http://eur-lex.europa.eu/.

11 I
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Nach § 23 B Stat G handelt insoweit ordnungswidrig, wer

‒	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 15 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 5 Satz 1  
B Stat G eine Auskunft nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder nicht wahrheits
gemäß erteilt,

‒	entgegen § 15 Absatz 3 B Stat G eine Antwort nicht in der vorgeschriebenen Form erteilt 
oder

‒	entgegen § 11a Absatz 2 Satz 1 B Stat G ein dort genanntes Verfahren nicht nutzt. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet  
werden.

Nach § 15 Absatz 7 B Stat G haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die  
Aufforderung zur Auskunftserteilung keine aufschiebende Wirkung. 

Soweit die Erteilung der Auskunft zur Erhebung freiwillig ist, kann die Einwilligung in die 
Verarbeitung der freiwillig bereit gestellten Angaben jederzeit widerrufen werden. Der  
Widerruf wirkt erst für die Zukunft. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf erfolgt sind, 
sind davon nicht betroffen.

Geheimhaltung
Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 B Stat G grundsätzlich geheim gehalten. 
Nur in ausdrücklich gesetzlich geregelten Ausnahmefällen oder wenn die Auskunft
gebenden eingewilligt haben, dürfen Einzelangaben übermittelt werden. 

Eine Übermittlung von Einzelangaben ist grundsätzlich zulässig an: 

–	öffentliche Stellen und Institutionen innerhalb des statistischen Verbunds, die mit  
der Durchführung einer Bundes- oder europäischen Statistik betraut sind (z. B. die 
Statistischen Ämter der Länder, die Bundesbank, das Statistische Amt der  
europäischen Union [Eurostat]),

–	Dienstleister, zu denen ein Auftragsverhältnis besteht (z. B. I T Z Bund, Rechenzentren 
der Länder).

Nach § 16 Absatz 1 U Stat G dürfen an die fachlich zuständigen obersten Bundes- und 
Landesbehörden für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften 
und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen, vom  
Statistischen Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder Tabellen mit  
statistischen Ergebnissen übermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen  
einzigen Fall ausweisen. 

Nach § 16 Absatz 5 U Stat G übermitteln die statistischen Ämter der Länder dem  
Statistischen Bundesamt die von ihnen erhobenen, anonymisierten Einzelangaben für 
Zusatzaufbereitungen des Bundes und für die Erfüllung von über- und  
zwischenstaatlichen Aufgaben.

Nach § 16 Absatz 6 U Stat G dürfen an das Umweltbundesamt zur Erfüllung europa-  
und völkerrechtlicher Pflichten der Bundesrepublik Deutschland zur Emissionsbericht
erstattung, jedoch nicht zur Regelung von Einzelfällen, vom Statistischen Bundesamt  
Tabellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder 
nur einen einzigen Fall ausweisen. 

Nach § 16 Absatz 6 B Stat G ist es zulässig, den Hochschulen oder sonstigen  
Einrichtungen mit der Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher Forschung für die 
Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben 

1.	 Einzelangaben zu übermitteln, wenn die Einzelangaben so anonymisiert sind, dass 
sie nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft 
den Befragten oder Betroffenen zugeordnet werden können (faktisch anonymisierte 
Einzelangaben),

2.	 innerhalb speziell abgesicherter Bereiche des Statistischen Bundesamtes und der 
statistischen Ämter der Länder Zugang zu Einzelangaben ohne Name und Anschrift 
(formal anonymisierte Einzelangaben) zu gewähren, wenn wirksame Vorkehrungen 
zur Wahrung der Geheimhaltung getroffen werden.

Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch für Personen, die Einzelangaben erhalten.
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Hilfsmerkmale, Identnummer, Löschung, Statistikregister
Name, Anschrift, Telefonnummern und Adressen für elektronische Post der  
Erhebungseinheit sowie Name, Telefonnummern oder Adressen für elektronische Post 
der für Rückfragen zur Verfügung stehenden Person sind Hilfsmerkmale, die lediglich  
der technischen Durchführung der Erhebung dienen. In den Datensätzen mit den  
Angaben zu den Erhebungsmerkmalen werden diese Hilfsmerkmale nach Abschluss der 
Überprüfung der Erhebungs- und Hilfsmerkmale auf ihre Schlüssigkeit und Vollständig
keit gelöscht. Angaben zu den Erhebungsmerkmalen werden solange verarbeitet und 
gespeichert, wie dies für die Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen erforderlich ist.

Name und Anschrift der Erhebungseinheit sowie die Identnummer werden im Unter
nehmensregister für statistische Zwecke (Statistikregister) gespeichert  
(§ 13 Absatz 1 B Stat G in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Statistikregistergesetz). Die  
verwendete Identnummer dient der Unterscheidung der in die Erhebung einbezogenen 
Einheiten sowie der rationellen Aufbereitung und besteht aus einer frei vergebenen  
laufenden Nummer. Die Identnummer darf in den Datensätzen mit den Angaben zu den 
Erhebungsmerkmalen bis zu 30 Jahre aufbewahrt werden. Danach wird sie gelöscht.

Rechte der Betroffenen, Kontaktdaten der Datenschutzbeauftragten, 
Recht auf Beschwerde 
Die Auskunftgebenden, deren personenbezogene Angaben verarbeitet werden, können 

–	eine Auskunft nach Artikel 15 D S-G V O,

–	die Berichtigung nach Artikel 16 D S-G V O,

–	die Löschung nach Artikel 17 D S-G V O sowie

–	die Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 D S-G V O

der jeweils sie betreffenden personenbezogenen Angaben beantragen oder der  
Verarbeitung ihrer personenbezogenen Angaben nach Artikel 21 D S-G V O  
widersprechen. 

Sollte von den oben genannten Rechten Gebrauch gemacht werden, prüft die zuständige 
öffentliche Stelle, ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Die antrag
stellende Person wird gegebenenfalls aufgefordert, ihre Identität nachzuweisen, bevor 
weitere Maßnahmen ergriffen werden. 

Fragen und Beschwerden über die Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen 
können jederzeit an die behördlichen Datenschutzbeauftragten der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder oder an die jeweils zuständigen Datenschutzaufsichts
behörden gerichtet werden. Deren Kontaktdaten finden sie unter  
https://www.statistikportal.de/de/datenschutz.
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Die Erläuterungen zu den Definitionen der Investitionen für 
den Umweltschutz entnehmen Sie 1  bis 3 . Bitte beachten  
Sie die Erläuterungen zu den Umweltbereichen ab 4 .

	 Von den Gesamtinvestitionen zählen diejenigen zu den  
Investitionen in Sachanlagen für den Umweltschutz, die 
eine Verringerung oder Vermeidung von schädlichen  
Emissionen in die Umwelt bewirken bzw. den Einsatz von 
Ressourcen reduzieren. Ob die Investition auf rechtlicher 
oder freiwilliger Basis beruht, ist für die Erhebung nicht von 
Bedeutung. Diese begrenzen oder vermeiden Emissionen, 
die ( potenziell ) bei einer Produktionstätigkeit entstehen.

Bei Unternehmen, Betrieben oder fachlichen Unterneh-
mensteilen, deren wirtschaftliche Tätigkeit in dem Bereich  
der ...

...	Energieerzeugung liegt, sind Klimaschutzinvestitionen 
im Sinne der Erhebung alle getätigten Investitionen, die 
mit der Erzeugung und Bereitstellung erneuerbarer  
Energien verbunden sind oder der Steigerung der  
Energieeffizienz dienen. 

...		Abwasser-, Abfallentsorgung oder Beseitigung  
von Umweltverschmutzungen liegt, sind Umwelt-
schutzinvestitionen im Sinne der Erhebung alle ge-
tätigten Investitionen, die für die Ausführung der Tätig-
keiten in diesen Bereichen relevant sind. Ausgenommen 
werden hier lediglich Investitionen in die Verwaltung.

Als Investitionen in Sachanlagen für den Umweltschutz 
gelten …

...	im Geschäftsjahr aktivierte Bruttozugänge, ohne die  
als Vorsteuer abzugsfähige Umsatzsteuer, an erwor-
benen und selbst erstellten Sachanlagen des Anlage-
vermögens oder Teilen davon, die vollständig oder 
teilweise dem Umweltschutz dienen ( Grundstücke  
ohne eigene Bauten, bebaute Grundstücke, Bauten, 
technische Anlagen und Maschinen sowie andere  
Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung ).

...	dem Umweltschutz dienende aktivierte Leasinggüter.

...	noch im Bau befindliche Umweltschutzanlagen, sofern in 
der Bilanz aktiviert.

...	Zuschüsse der öffentlichen Hand für die Umwelt-
schutzinvestitionen sind anzugeben.

	 Additive ( „End-of-Pipe“ ) Umweltschutzmaßnahmen 
sind in der Regel separate, vom übrigen Produktions-
prozess getrennte Anlagen. Sie lassen sich eindeutig und 
vollständig dem Umweltschutz zuordnen. Sie können dem 
Produktionsprozess vor- oder nachgeschaltet sein, um 
Emissionen zu vermeiden bzw. entstandene Emissionen  
zu verringern.

	 Integrierte Umweltschutzmaßnahmen vermindern  
Umweltbelastungen direkt bei der Leistungserstellung.  
Sie unterteilen sich in ...

...	anlageintegrierte Maßnahmen, welche mit dem  
Produktionsprozess verbunden sind und zugleich als 
technische Elemente der Produktionsanlage einzeln 
nachweisbar sind.

...	prozessintegrierten Maßnahmen, bei denen der  
gesamte Prozess einer Leistungserstellung im  
Vergleich mit einer herkömmlichen Technik zu einer  
Minderung der Umweltbelastung führt. Einzelne  
Komponenten zur Minderung der Umweltauswirkungen 
sind nicht bestimmbar. 

Bezüglich der Ermittlung anlagenintegrierter Maßnahmen 
empfiehlt es sich bereits in der Phase der Investitionspla-
nung Anlagenkataster zu erstellen, in denen Anlagenteile, 
die dem Umweltschutz dienen, gekennzeichnet sind. Der 
umweltrelevante Anteil prozessintegrierter Maßnahmen 
lässt sich durch die zusätzlichen Aufwendungen im Ver-
gleich zu einer Anlage ohne diese positiven Umweltaus-
wirkungen bestimmen. 

1

2

3

Erläuterungen zum Fragebogen

Erhebung der Investitionen für den Umweltschutz 
im Jahr 2017 bei Unternehmen 11 I

Erhebungseinheit
Die Erhebung erstreckt sich auf Unternehmen der Abschnitte

B	Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden

C	Verarbeitendes Gewerbe

D	Energieversorgung 

E	Wasserversorgung; Abwasser- und Abfallentsorgung und  
Beseitigung von Umweltverschmutzungen 

der Statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in der  
Europäischen Gemeinschaft NACE Rev. 2 und der daraus  
abgeleiteten deutschen Klassifikation der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 2008 ( WZ 2008 ).

Als Unternehmen gilt die kleinste rechtlich selbstständige  
Einheit, die aus handels- und / oder steuerrechtlichen Gründen 
Bücher führt und einen Jahresabschluss aufstellen muss,  

einschl. aller Verwaltungs- und Hilfsbetriebe u. Ä. sowie auch 
aller nichtproduzierenden Teile ( z. B. Handelsabteilungen ), 
jedoch ohne Zweigniederlassungen im Ausland und rechtlich 
selbstständige Tochtergesellschaften. Die Meldung ist auch 
von Eigenbetrieben der öffentlichen Hand abzugeben. 

Umfasst das Unternehmen mehr als einen Betrieb,  
ist mit dieser Unternehmensmeldung auch für die Be-
triebe des Unternehmens eine Meldung abzugeben  
( Fragebogen 11 I-B ).
Die folgenden Definitionen der Investitionen in Sachan-
lagen für den Umweltschutz wie auch der additiven ( „End-
of-Pipe“ ) und integrierten Umweltschutzinvestitionen folgen im 
Wesentlichen den Kapiteln 3 und 4 der VDI-Richtlinie 3800 
„Ermittlung der Aufwendungen für Maßnahmen zum betrieb-
lichen Umweltschutz“ vom Dezember 2001. 

Bitte beachten Sie folgende Hinweise: 
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	 In den Fällen, in denen keine exakten Angaben zur Höhe 
der integrierten Umweltschutzinvestitionen ermittelt werden 
können, sind qualifizierte Schätzungen möglich.

 	 Abfallwirtschaft 
Die Abfallwirtschaft umfasst Anlagen, Einrichtungen und 
Maßnahmen zur Sammlung, Beförderung, Behandlung, 
Verwertung, Beseitigung und Vermeidung von Abfällen, 
einschließlich gefährlicher Abfälle und sonstigen Maß- 
nahmen der Abfallwirtschaft im Sinne des Kreislaufwirt- 
schaftsgesetzes ( KrWG ).

–	Beispiele für additive Maßnahmen 
Deponien, Zwischenlager, Abfallverbrennungsanlagen, 
Trenn- und Sortieranlagen, Müllpressen, Feuerungsan-
lagen zur Mitverbrennung von Abfällen, Pilotanlagen zur 
Erforschung und Entwicklung von Anlagen und Einrich-
tungen der Abfallwirtschaft.

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Prozesse zur Verringerung des Abfallvolumens bei der 
Herstellung von Produkten sowie bei der Behandlung 
von Abfällen, Wiedereinsatz von Abfällen im Produk-
tionsprozess.

	 Abwasserwirtschaft 
Die Abwasserwirtschaft umfasst Anlagen, Einrichtungen 
und Maßnahmen, die zur Verminderung der Abwasser- 
menge bzw. Abwasserfracht ( Verringerung oder Beseiti-
gung von Feststoffen und gelösten Stoffen sowie zur  
Verringerung der Wärmemenge ) bestimmt sind. Einzu- 
beziehen sind auch Technologien für die Wasserkreislauf-
führung. Ausgenommen ist der Hochwasserschutz.

–	Beispiele für additive Maßnahmen  
Kanalisation, Trockenbeete, Abwasser- und Klär-
schlammbehandlungsanlagen, Kühlanlagen für Kühl-  
und Abwasser, Anlagen zur Wasserkreislaufführung. 

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Geschlossene Prozess- und Kühlwasserkreisläufe, ge-
schlossene Wasserreinigungssysteme, Einführung von 
Luftkühlungssystemen anstelle von Kühlwassersyste-
men, Deionisation von Prozesswasser zur Reduktion  
der Chemikalienkonzentration, technische Umstellung 
auf Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, die nicht wasser-
gefährdend sind.

	 Lärm- und Erschütterungsschutz 
Dem Lärm- und Erschütterungsschutz dienen Anlagen, 
Einrichtungen und Maßnahmen, die Geräusche verringern 
oder vermeiden sowie deren Ausbreitung verhindern. 
Einzubeziehen sind auch Maßnahmen zum Schutz vor Er-
schütterungen. Ausgenommen ist der Lärm- und Erschüt-
terungsschutz, der dem Arbeitsschutz dient.

–	Beispiele für additive Maßnahmen 
Lärmschutzwände, -mauern, -wälle, Schwingungsisolie-
rung und Sonderfundamente bei technischen Anlagen 
und Maschinen, Schallschleusen, separate Sachanlagen 
für Messung, Kontrolle, Analyse u. Ä.

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Ausrüstungs- und Maschinenteile zur Vermeidung von 
Lärm und Schwingungen; Kessel, Feuerungen, Brenner 
oder Komponenten mit niedrigen Lärmemissionen.

	 Luftreinhaltung 
Der Luftreinhaltung dienen Anlagen, Einrichtungen und 
Maßnahmen zur Beseitigung, Verringerung oder Vermei-
dung von luftfremden Stoffen ( Rauch, Ruß, Staub, Gase, 
Aerosole, Dämpfe oder Geruchsstoffe ) in Abgas und Abluft 
( ohne Treibhausgase ). Ausgenommen sind Maßnahmen, 
die dem Arbeitsschutz dienen.

–	Beispiele für additive Maßnahmen 
Entstaubungs-, Entschwefelungs- und Entstickungs-
anlagen, Anlagen zur Verminderung der Emission von 
Gerüchen oder Kohlenwasserstoffen, nachgeschaltete 
Kondensationsvorrichtungen, Abluftfilter.

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Katalysatoren, katalytische NOx-Reiniger, Niedrig-NOx-
Brenner, umweltfreundlichere Kompressoren, computer-
gesteuerte optimierte Feuerungsanlagen, anlageninterne 
Systeme zur internen Vermeidung bzw. Rückführung von 
Rauchgasen ( z. B. Katalysator ), luftdichte Förderbänder.

	 Arten- und Landschaftsschutz 
Der Arten- und Landschaftsschutz umfasst Maßnahmen, 
die auf den Schutz und die Wiederansiedlung von Tier- und 
Pflanzenarten, den Schutz und die Wiederherstellung von 
Ökosystemen und Lebensräumen sowie den Schutz und 
die Wiederherstellung von natürlichen und semi-natür-
lichen Landschaften abzielen. Ausgenommen sind Maß-
nahmen, die dem Landschaftsgartenbau zuzuordnen sind.

–	Beispiele für additive Maßnahmen 
Befestigungen, Schutzsysteme für Wildtiere wie Wildtier-
brücken, -zäune etc., Biotopgestaltung, Ausgleichsmaß-
nahmen ( z. B. Bepflanzungen ).

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Präventionsmaßnahmen für Natur und Landschaft.

	 Schutz und Sanierung von Boden, Grund- und  
Oberflächenwasser 
Den Schutz und die Sanierung von Boden, Grund- und 
Oberflächenwasser umfassen Anlagen, Einrichtungen 
und Maßnahmen, welche darauf abzielen, das Eindringen 
von Schadstoffen zu verhindern, Böden und Gewässer 
zu reinigen und den Boden vor Erosion und anderweitiger 
physischer Degradation sowie vor Versalzung zu schützen. 
Hierzu zählt auch die Überwachung und Kontrolle der  
Boden- und Grundwasserverschmutzung.

–	Beispiele für additive Maßnahmen 
Anlagen und Einrichtungen zur Abdichtung oder zur  
Behandlung kontaminierter Böden, Sicherheitsvor-
richtungen für den Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen.

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Einrichtungen zur Einschränkung der Grundwasser-
nutzung, Austausch von PCB-haltigen Elektrokabeln, 
Verzicht auf Hochspannung in Ölkabeln, Überfüllschutz 
für Container.

Klimaschutz 
Dem Klimaschutz dienen Anlagen, Einrichtungen und Maß-
nahmen zur Vermeidung oder Verminderung der Emission von 
Treibhausgasen ( nach Kyoto-Protokoll: Kohlendioxid, Methan, 
Distickstoffoxid, teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe,  
perfluorierte Kohlenwasserstoffe, Schwefelhexafluorid, Stick-
stofftrifluorid ). Zum Klimaschutz gehören Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien sowie Maßnahmen zum Ein-
sparen von Energie oder zur Steigerung der Energieeffizienz.

Zwischen den folgenden drei Bereichen wird unterschieden:

	 Vermeidung und Verminderung der Emission von 
Treibhausgasen nach Kyoto-Protokoll:
–	Kohlendioxid, 

–	Methan, 

–	Distickstoffoxid, 

–	halogenierte Fluorkohlenwasserstoffe, 

–	perfluorierte Kohlenwasserstoffe, 
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–	Schwefelhexafluorid wie z. B. Fassung und Nutzung  
von Klär-, Deponie- und Grubengasen ( Methan ), 

–	Ersatz von herkömmlichen Klima- und Kälteanlagen 
durch Anlagen mit halogenfreien Kältemitteln, 

–	Umstellung auf halogenfreie Treibmittel und 

–	allgemeiner Verzicht auf den Einsatz von Klimagasen  
in Produktionsprozessen.

	 Nutzung erneuerbarer Energien wie z. B.

–	Wasserkraft ( einschließlich der Wellen-, Gezeiten- und 
Strömungsenergie ), 

–	Windenergie, 

–	solare Strahlungsenergie, 

–	Geothermie,

–	Energie aus Biomasse ( einschließlich Nutzung von  
Bio-, Deponie- und Klärgas sowie aus dem biologisch 
abbaubaren Anteil von Abfällen aus Haushalten und  
Industrie ) und

–	Technologien zur Speicherung von erneuerbaren  
Energien.

	 Steigerung der Energieeffizienz bzw. Energiespar- 
maßnahmen wie z. B.

–	Wärmetauscher ( Wärmerückgewinnung ),

–	Wärmepumpen,

–	Kraft-Wärme-Kopplung,

–	Wärmedämmung von Anlagen und  
Produktionsgebäuden,

–	Austausch der Heizungs- und Wärmetechnik durch  
umweltverträglichere oder alternative Techniken und

–	effiziente Netze.

	 Bei Investitionen in die Steigerung der Energieeffizienz im 
Falle von Hochöfen und Kraftwerksneubauten ist nur 
der Teilbetrag der Investition zu berücksichtigen, der auf 
die Steigerung der Energieeffizienz gegenüber einer ver-
fügbaren Vergleichsanlage bezogen ist. Über Vergleichs-
rechnungen kann ermittelt werden, wie viel besser der 
Wirkungsgrad der neuen Anlage im Vergleich zum Durch-
schnitt ( Referenzliste unter www.statistikportal.de ) ist.  
Dieser Teil ist monetär zu schätzen und als Klimaschutz- 
investition anzugeben. 

	 Erstmalig gemietete und gepachtete neue  
Sachanlagen 
Bitte hier keine Jahresmieten oder den Bestand angeben, 
sondern die Zugänge. Hier ist der Wert ohne die als Vor-
steuer abzugsfähige Umsatzsteuer der im Geschäftsjahr 
über mittel- oder langfristige Miet- bzw. Pachtverträge  
erstmalig gemieteten und gepachteten neuen Sachanlagen 
für den Umweltschutz anzugeben, soweit sie nicht beim  
Leasingnehmer aktiviert sind. Nicht einzubeziehen sind die 
Anmietungen von Sachanlagen für die Mietdauer von bis 
zu einem Jahr sowie von gebrauchten Investitionsgütern.

	 Investitionen in immaterielle Vermögensgegenstände 
Ein immaterieller Vermögensgegenstand ist ein nicht-
physischer Vermögenswert im Eigentum einer Firma, der in 
der Unternehmensbilanz erfasst werden kann. In der Regel 
dienen immaterielle Werte langfristig dem Geschäftsbe-
trieb und sind damit dem Anlagevermögen zuzurechnen. 
Für den vorliegenden Erhebungsbereich dienen diese  
Vermögensgegenstände dem Umweltschutz.

Nach § 266 des Handelsgesetzbuches ( HGB ) in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 4100–1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch  
Artikel 5 des Gesetzes vom 5. Juli 2016 ( BGBl. I S. 1578 ) 
geändert worden ist, gehören zu den immateriellen Ver- 
mögensgegenständen konkret erfassbare Rechte und  
Werte, darauf geleistete Anzahlungen und der Geschäfts- 
oder Firmenwert.

Hier sind die im Geschäftsjahr 2016 auf dem Anlagenkonto 
nach dem HGB aktivierten Bruttozugänge an

–	Konzessionen, Patenten, Lizenzen, Warenzeichen und 
ähnlichen Rechten sowie an

–	Software einschließlich Softwarelizenzen, die entgeltlich 
erworben wurde, 

anzugeben, soweit sie länger als ein Jahr im Geschäftsbetrieb 
genutzt werden.

Die vorstehenden Positionen sind mit den Anschaffungskosten 
zu bewerten, wobei Investitionen in beschaffte Software den 
Kaufpreis, einschließlich Einfuhrzölle und einbehaltene  
Verbrauchsteuern, sowie direkt zurechenbare Kosten für die 
Vorbereitung der Software auf ihre beabsichtigte Nutzung  
beinhalten.

Nicht einzubeziehen sind der Geschäfts- oder Firmenwert  
sowie geleistete Anzahlungen. Nach § 248 Absatz 2 HGB  
sind selbstgeschaffene Marken, Drucktitel, Verlagsrechte, 
Kundenlisten oder vergleichbare Immaterielle Vermögensge-
genstände des Anlagevermögens ebenfalls nicht zu melden.
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Erhebung der Investitionen für den Umwelt- 
schutz im Jahr 2017 bei Betrieben

Vielen Dank für Ihre Mitarbeit.

Ansprechpartner / -in für Rückfragen 
( freiwillige Angabe )

Name:

11 I–B

Telefon:

E-Mail:

Identnummer 
( bei Rückfragen bitte angeben )

Nr. des Wirtschaftszweiges ( WZ 2008 )

Rechtsgrundlagen und weitere recht- 
liche Hinweise entnehmen Sie der  
Unterrichtung nach § 17 Bundesstatis- 
tikgesetz ( BStatG ) in der beigefügten 
Unterlage.

Bitte beachten Sie:
Es werden additive und integrierte Umweltschutz- 
investitionen erhoben.

Beim Umweltbereich Klimaschutz wird nicht zwischen 
additiven und integrierten Maßnahmen unterschieden. 

Bitte tragen Sie hier die Höhe der Investitionen für den  
Umweltschutz und / oder den Wert der erstmalig  
gemieteten und gepachteten neuen Sachanlagen für  
den Umweltschutz für die gesamte Maßnahme in das  
entsprechende Feld ein.

Bitte tragen Sie Ihre Angaben nach Hauptzweck der Anlage 
bei dem jeweiligen Umweltbereich in die hierfür vorgesehe-
nen weißen Felder ein. Bitte geben Sie keine Beträge mehr-
fach an.

Beachten Sie bitte bei der Beantwortung der Fragen die 
Erläuterungen zu 1  bis 13 auf den Seiten 1 bis 3 in der  
separaten Unterlage. 

Deckt sich das Geschäftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr, 
so ist das Geschäftsjahr zugrunde zu legen, das im Berichts-
jahr endet.

Bemerkungen
Zur Vermeidung von Rückfragen unsererseits können Sie hier auf besondere Ereignisse  
und Umstände hinweisen, die Einfluss auf Ihre aktuellen Angaben haben. 
Zeigen Sie uns bitte hier an, wenn Sie für das Berichtsjahr keine Investitionen für den 
Umweltschutz getätigt haben ( Fehlanzeige ).
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Name und Anschrift
Bitte aktualisieren Sie Ihre Anschrift, falls erforderlich.

Nr. des Wirtschaftszweiges ( WZ 2008 )

A		 Investitionen in Sachanlagen für den Umweltschutz 2017  1  

Umweltbereiche
Additiv  2 Integriert  3 Insgesamt

Volle Euro

1	 Abfallwirtschaft ................................  4 03 04 02

2	 Abwasserwirtschaft .......................  5 06 07 05

3	 Lärm- und Erschütterungs- 
schutz ................................................  6 09 10 08

4	 Luftreinhaltung ................................  7 12 13 11

5	 Arten- und Landschaftsschutz ....  8 15 16 14

6	 Schutz und Sanierung von  
Boden, Grund- und Ober- 
flächenwasser .................................  9 18 19 17

7	 Klimaschutz
7.1	 Maßnahmen zur Vermeidung 

und Verminderung der Emission 
von Kyoto-Treibhausgasen ...........  10 20

7.2	 Maßnahmen zur Nutzung  
erneuerbarer Energien ..................  11 21

7.3	 Energieeffizienz steigernde  
Maßnahmen und Energie- 
sparmaßnahmen .............................  12 22

	 Summe der Investitionen 
( 1–6; 7.1; 7.2; 7.3 ) zusammen ..........

B		 Wert der erstmalig gemieteten und gepachteten neuen  
		  Sachanlagen für den Umweltschutz 2017  13 

Umweltbereiche
Additiv  2 Integriert  3 Insgesamt

Volle Euro

1–6	Alle Umweltbereiche ........................... 24 25 23

7	 Klimaschutz ........................................... 26

	 Wert der erstmalig gemieteten und  
gepachteten neuen Sachanlagen 
zusammen ( 1–7 ) .................................

Sst 
1–9 Identnummer 

( bei Rückfragen bitte angeben )
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Unterrichtung nach § 17 Bundesstatistikgesetz (B Stat G)1 und nach 
der Datenschutz-Grundverordnung (E U) 2016/679 (D S-G V O)2

Erhebung der Investitionen für den Umweltschutz  
im Jahr 2017 bei Betrieben

1	 Den Wortlaut der nationalen Rechtsvorschriften in der jeweils geltenden Fassung finden Sie  
unter https://www.gesetze-im-internet.de/.

2	 Die Rechtsakte der EU in der jeweils geltenden Fassung und in deutscher Sprache finden Sie auf der  
Internetseite des Amtes für Veröffentlichungen der Europäischen Union unter http://eur-lex.europa.eu/.

11 I–B

Zweck, Art und Umfang der Erhebung
Die jährliche Erhebung über Investitionen für den Umweltschutz wird bundesweit bei 
höchstens 10 000 Unternehmen und Betrieben des Bergbaus und der Gewinnung von 
Steinen und Erden, des Verarbeitenden Gewerbes sowie der Energie und Wasserver
sorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzungen 
durchgeführt. Ihre Ergebnisse liefern Informationen über den Umfang, die Struktur und 
die Entwicklung der Investitionstätigkeit für den Umweltschutz. Sie dient für Zwecke der 
Umweltpolitik und als Grundlage zur Erfüllung E U-rechtlicher Berichtspflichten. 

Rechtsgrundlagen, Auskunftspflicht
Rechtsgrundlage ist das Umweltstatistikgesetz (U Stat G) in Verbindung mit dem B Stat G. 
Erhoben werden die Angaben nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 U Stat G in der  
Untergliederung nach § 11 Absatz 1 Satz 2 und 3 U Stat G.

Die Auskunftspflicht ergibt sich aus § 14 Absatz 1 U Stat G in Verbindung mit  
§ 15 B Stat G. Nach § 14 Absatz 2 Nummer 8 Buchstabe a U Stat G sind die  
Inhaberinnen/Inhaber oder Leitungen der genannten Unternehmen und Betriebe  
auskunftspflichtig.

Nach § 11a Absatz 2 B Stat G sind alle Unternehmen und Betriebe verpflichtet, ihre  
Meldungen auf elektronischem Weg an die statistischen Ämter zu übermitteln. Hierzu 
sind die von den statistischen Ämtern zur Verfügung gestellten Online-Verfahren zu  
nutzen. Im begründeten Einzelfall kann eine zeitlich befristete Ausnahme von der  
Online-Meldung vereinbart werden. Dies ist auf formlosen Antrag möglich. Die Pflicht,  
die erforderlichen Auskünfte zu erteilen, bleibt jedoch weiterhin bestehen. 

Nach § 11a Absatz 1 B Stat G sind Stellen, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
wahrnehmen und bereits standardisierte elektronische Verfahren nutzen, verpflichtet, 
diese auch für die Übermittlung von Daten an die statistischen Ämter zu verwenden.  
Soweit diese Stellen keine standardisierten Verfahren für den Datenaustausch  
einsetzen, sind elektronische Verfahren nach Absprache mit den statistischen Ämtern  
zu verwenden.

Nach § 14 Absatz 4 U Stat G besteht für Unternehmen, deren Inhaberinnen/Inhaber  
Existenzgründerinnen/Existenzgründer sind, im Kalenderjahr der Betriebseröffnung  
keine Auskunftspflicht. In den beiden folgenden Kalenderjahren besteht dann keine  
Auskunftspflicht, wenn das Unternehmen im jeweils letzten abgeschlossenen  
Geschäftsjahr Umsätze in Höhe von weniger als 800 000 Euro erwirtschaftet hat.  
Gesellschaften können sich auf die Befreiung von der Auskunftspflicht berufen,  
wenn alle an der Gesellschaft Beteiligten Existenzgründerinnen/Existenzgründer sind. 
Existenzgründerinnen/Existenzgründer sind natürliche Personen, die eine gewerbliche 
oder freiberufliche Tätigkeit in Form einer Neugründung, einer Übernahme oder einer  
tätigen Beteiligung aus abhängiger Beschäftigung oder aus der Nichtbeschäftigung  
heraus aufnehmen, § 14 Absatz 5 U Stat G. Existenzgründerinnen/Existenzgründer, die 
von ihrem Recht, keine Auskunft zu erteilen, Gebrauch machen wollen, haben das  
Vorliegen der vorgenannten Voraussetzungen nachzuweisen. Es steht ihnen jedoch frei, 
die Auskünfte zu erteilen. 

Erteilen Auskunftspflichtige keine, keine vollständige, keine richtige oder nicht rechtzeitig 
Auskunft, können sie zur Erteilung der Auskunft mit einem Zwangsgeld angehalten  
werden.
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Nach § 23 B Stat G handelt insoweit ordnungswidrig, wer

‒	vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 15 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 5 Satz 1  
B Stat G eine Auskunft nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollständig oder nicht wahrheits
gemäß erteilt,

‒	entgegen § 15 Absatz 3 B Stat G eine Antwort nicht in der vorgeschriebenen Form erteilt 
oder

‒	entgegen § 11a Absatz 2 Satz 1 B Stat G ein dort genanntes Verfahren nicht nutzt. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet  
werden.

Nach § 15 Absatz 7 B Stat G haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die  
Aufforderung zur Auskunftserteilung keine aufschiebende Wirkung. 

Soweit die Erteilung der Auskunft zur Erhebung freiwillig ist, kann die Einwilligung in die 
Verarbeitung der freiwillig bereit gestellten Angaben jederzeit widerrufen werden. Der  
Widerruf wirkt erst für die Zukunft. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf erfolgt sind, 
sind davon nicht betroffen.

Geheimhaltung
Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 B Stat G grundsätzlich geheim gehalten. 
Nur in ausdrücklich gesetzlich geregelten Ausnahmefällen oder wenn die Auskunft
gebenden eingewilligt haben, dürfen Einzelangaben übermittelt werden. 

Eine Übermittlung von Einzelangaben ist grundsätzlich zulässig an: 

–	öffentliche Stellen und Institutionen innerhalb des statistischen Verbunds, die mit  
der Durchführung einer Bundes- oder europäischen Statistik betraut sind (z. B. die 
Statistischen Ämter der Länder, die Bundesbank, das Statistische Amt der  
europäischen Union [Eurostat]),

–	Dienstleister, zu denen ein Auftragsverhältnis besteht (z. B. I T Z Bund, Rechenzentren 
der Länder).

Nach § 16 Absatz 1 U Stat G dürfen an die fachlich zuständigen obersten Bundes- und 
Landesbehörden für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften 
und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die Regelung von Einzelfällen, vom  
Statistischen Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder Tabellen mit  
statistischen Ergebnissen übermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen  
einzigen Fall ausweisen.

Nach § 16 Absatz 5 U Stat G übermitteln die statistischen Ämter der Länder dem  
Statistischen Bundesamt die von ihnen erhobenen, anonymisierten Einzelangaben für 
Zusatzaufbereitungen des Bundes und für die Erfüllung von über- und  
zwischenstaatlichen Aufgaben.

Nach § 16 Absatz 6 U Stat G dürfen an das Umweltbundesamt zur Erfüllung europa-  
und völkerrechtlicher Pflichten der Bundesrepublik Deutschland zur Emissionsbericht
erstattung, jedoch nicht zur Regelung von Einzelfällen, vom Statistischen Bundesamt  
Tabellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt werden, auch soweit Tabellenfelder 
nur einen einzigen Fall ausweisen. 

Nach § 16 Absatz 6 B Stat G ist es zulässig, den Hochschulen oder sonstigen  
Einrichtungen mit der Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher Forschung für die 
Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben 

1.	 Einzelangaben zu übermitteln, wenn die Einzelangaben so anonymisiert sind, dass 
sie nur mit einem unverhältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft 
den Befragten oder Betroffenen zugeordnet werden können ( faktisch anonymisierte 
Einzelangaben ),

2.	 innerhalb speziell abgesicherter Bereiche des Statistischen Bundesamtes und der 
statistischen Ämter der Länder Zugang zu Einzelangaben ohne Name und Anschrift 
(  formal anonymisierte Einzelangaben ) zu gewähren, wenn wirksame Vorkehrungen 
zur Wahrung der Geheimhaltung getroffen werden.

Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch für Personen, die Einzelangaben erhalten.
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Hilfsmerkmale, Identnummer, Löschung, Statistikregister
Name, Anschrift, Telefonnummern und Adressen für elektronische Post der  
Erhebungseinheit sowie Name, Telefonnummern oder Adressen für elektronische Post 
der für Rückfragen zur Verfügung stehenden Person sind Hilfsmerkmale, die lediglich  
der technischen Durchführung der Erhebung dienen. In den Datensätzen mit den  
Angaben zu den Erhebungsmerkmalen werden diese Hilfsmerkmale nach Abschluss der 
Überprüfung der Erhebungs- und Hilfsmerkmale auf ihre Schlüssigkeit und Vollständig
keit gelöscht. Angaben zu den Erhebungsmerkmalen werden solange verarbeitet und 
gespeichert, wie dies für die Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen erforderlich ist.

Name und Anschrift der Erhebungseinheit sowie die Identnummer werden im Unter
nehmensregister für statistische Zwecke (Statistikregister) gespeichert  
(§ 13 Absatz 1 B Stat G in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Statistikregistergesetz). Die  
verwendete Identnummer dient der Unterscheidung der in die Erhebung einbezogenen 
Einheiten sowie der rationellen Aufbereitung und besteht aus einer frei vergebenen  
laufenden Nummer. Die Identnummer darf in den Datensätzen mit den Angaben zu den 
Erhebungsmerkmalen bis zu 30 Jahre aufbewahrt werden. Danach wird sie gelöscht.

Rechte der Betroffenen, Kontaktdaten der Datenschutzbeauftragten, 
Recht auf Beschwerde 
Die Auskunftgebenden, deren personenbezogene Angaben verarbeitet werden, können 

–	eine Auskunft nach Artikel 15 D S-G V O,

–	die Berichtigung nach Artikel 16 D S-G V O,

–	die Löschung nach Artikel 17 D S-G V O sowie

–	die Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 D S-G V O

der jeweils sie betreffenden personenbezogenen Angaben beantragen oder der  
Verarbeitung ihrer personenbezogenen Angaben nach Artikel 21 D S-G V O  
widersprechen. 

Sollte von den oben genannten Rechten Gebrauch gemacht werden, prüft die zuständige 
öffentliche Stelle, ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Die antrag
stellende Person wird gegebenenfalls aufgefordert, ihre Identität nachzuweisen, bevor 
weitere Maßnahmen ergriffen werden. 

Fragen und Beschwerden über die Einhaltung datenschutzrechtlicher Bestimmungen 
können jederzeit an die behördlichen Datenschutzbeauftragten der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder oder an die jeweils zuständigen Datenschutzaufsichts
behörden gerichtet werden. Deren Kontaktdaten finden sie unter  
https://www.statistikportal.de/de/datenschutz.
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Die Erläuterungen zu den Definitionen der Investitionen für 
den Umweltschutz entnehmen Sie 1  bis 3 . Bitte beachten  
Sie die Erläuterungen zu den Umweltbereichen ab 4 .

	 Von den Gesamtinvestitionen zählen diejenigen zu den 
Investitionen in Sachanlagen für den Umweltschutz, die 
eine Verringerung oder Vermeidung von schädlichen 
Emissionen in die Umwelt bewirken bzw. den Einsatz von 
Ressourcen reduzieren. Ob die Investition auf rechtlicher 
oder freiwilliger Basis beruht, ist für die Erhebung nicht von 
Bedeutung. Diese begrenzen oder vermeiden Emissionen, 
die ( potenziell ) bei einer Produktionstätigkeit entstehen. 

Bei Unternehmen, Betrieben oder fachlichen Unterneh-
mensteilen, deren wirtschaftliche Tätigkeit in dem  
Bereich der … 

...	Energieerzeugung liegt, sind Klimaschutzinvestitionen 
im Sinne der Erhebung alle getätigten Investitionen, die 
mit der Erzeugung und Bereitstellung erneuerbarer  
Energien verbunden sind oder der Steigerung der  
Energieeffizienz dienen.

...	Abwasser-, Abfallentsorgung oder Beseitigung von  
Umweltverschmutzungen liegt, sind Umweltschutz- 
investitionen im Sinne der Erhebung alle getätigten  
Investitionen, die für die Ausführung der Tätigkeiten  
in diesen Bereichen relevant sind. Ausgenommen  
werden hier lediglich Investitionen in die Verwaltung.

Als Investitionen in Sachanlagen für den Umweltschutz 
gelten …

...	im Geschäftsjahr aktivierte Bruttozugänge, ohne die als 
Vorsteuer abzugsfähige Umsatzsteuer, an erworbenen 
und selbst erstellten Sachanlagen des Anlagevermögens 
oder Teilen davon, die vollständig oder teilweise dem 
Umweltschutz dienen ( Grundstücke ohne eigene Bauten, 
bebaute Grundstücke, Bauten, technische Anlagen und 
Maschinen sowie andere Anlagen, Betriebs- und Ge-
schäftsausstattung ).

...	dem Umweltschutz dienende aktivierte Leasinggüter.

...	noch im Bau befindliche Umweltschutzanlagen, sofern in 
der Bilanz aktiviert.

...	Zuschüsse der öffentlichen Hand für die Umwelt-
schutzinvestitionen sind anzugeben.

	 Additive ( „End-of-Pipe“ ) Umweltschutzmaßnahmen 
sind in der Regel separate, vom übrigen Produktionspro-
zess getrennte Anlagen. Sie lassen sich eindeutig und 
vollständig dem Umweltschutz zuordnen. Sie können dem 
Produktionsprozess vor- oder nachgeschaltet sein, um 
Emissionen zu vermeiden bzw. entstandene Emissionen  
zu verringern.

1
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Erläuterungen zum Fragebogen

Erhebungseinheit
Die Erhebung erstreckt sich auf Betriebe der Abschnitte

B	Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden

C	Verarbeitendes Gewerbe

D	Energieversorgung

E	Wasserversorung; Abwasser- und Abfallentsorgung und  
Beseitigung von Umweltverschmutzungen

der Statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in der  
Europäischen Gemeinschaft NACE Rev. 2 und der daraus  
abgeleiteten deutschen Klassifikation der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 2008 ( WZ 2008 ).

Für WZ B und C

Die Meldung ist für den gesamten Betrieb abzugeben. In die 
Meldung je Betrieb sind also auch einzubeziehen:

–	Alle Verwaltungs-, Reparatur-, Montage- und Hilfsbetriebe 
auch Verkaufsbüros, die mit dem meldenden Betrieb ört-
lich verbunden sind oder in dessen Nähe liegen sowie alle 
Betriebsteile, die nicht zum Verarbeitenden Gewerbe sowie 
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden gehören, 

wie z. B. baugewerbliche Abteilungen, Handelsabteilungen, 
Transportabteilungen, landwirtschaftliche Betriebsteile, 
Sozialeinrichtungen des Betriebes,

–	Reparatur-, Montage- und Hilfsbetriebe, die nicht mit ihrem 
Produktionswerk örtlich verbunden sind und auch nicht in 
dessen Nähe liegen und

–	örtlich getrennte Hauptverwaltungen.

Für WZ D und E

Einheiten, die Energie und / oder Wasser erzeugen / gewinnen 
und verteilen, Abwasser oder Abfall entsorgen oder Umwelt-
verschmutzungen beseitigen, haben eine eigene Betriebs-
meldung abzugeben, sofern mindestens eine vollbeschäftigte 
Person ständig für diese Einheit tätig ist. Die übrigen Einheiten 
können zu einer Betriebsmeldung zusammengefasst werden.

Die folgenden Definitionen der Investitionen in Sachan-
lagen für den Umweltschutz wie auch der additiven ( „End-
of-Pipe“ ) und integrierten Umweltschutzinvestitionen folgen im 
Wesentlichen den Kapiteln 3 und 4 der VDI-Richtlinie 3800 
„Ermittlung der Aufwendungen für Maßnahmen zum betrieb-
lichen Umweltschutz“ vom Dezember 2001. 

Erhebung der Investitionen für den Umweltschutz 
im Jahr 2017 bei Betrieben 11 I–B
Bitte beachten Sie folgende Hinweise: 
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	 Integrierte Umweltschutzmaßnahmen vermindern 
Umweltbelastungen direkt bei der Leistungserstellung.  
Sie unterteilen sich in ...

...	anlageintegrierte Maßnahmen, welche mit dem  
Produktionsprozess verbunden sind und zugleich als 
technische Elemente der Produktionsanlage einzeln 
nachweisbar sind.

...	prozessintegrierte Maßnahmen, bei denen der ge-
samte Prozess einer Leistungserstellung im Vergleich 
mit einer herkömmlichen Technik zu einer Minderung der 
Umweltbelastung führt. Einzelne Komponenten zur Min-
derung der Umweltauswirkungen sind nicht bestimmbar. 

Bezüglich der Ermittlung anlagenintegrierter Maßnahmen 
empfiehlt es sich bereits in der Phase der Investitions- 
planung Anlagenkataster zu erstellen, in denen Anlagen-
teile, die dem Umweltschutz dienen, gekennzeichnet sind. 
Der umweltrelevante Anteil prozessintegrierter Maßnah-
men lässt sich durch die zusätzlichen Aufwendungen im 
Vergleich zu einer Anlage ohne diese positiven Umweltaus-
wirkungen bestimmen. 

	 In den Fällen, in denen keine exakten Angaben zur Höhe 
der integrierten Umweltschutzinvestitionen ermittelt werden 
können, sind qualifizierte Schätzungen möglich.

	 Abfallwirtschaft 
Die Abfallwirtschaft umfasst Anlagen, Einrichtungen und 
Maßnahmen zur Sammlung, Beförderung, Behandlung, 
Verwertung, Beseitigung und Vermeidung von Abfällen, 
einschließlich gefährlicher Abfälle und sonstigen Maß- 
nahmen der Abfallwirtschaft im Sinne des Kreislaufwirt- 
schaftsgesetzes ( KrWG ).

–	Beispiele für additive Maßnahmen 
Deponien, Zwischenlager, Abfallverbrennungsanlagen, 
Trenn- und Sortieranlagen, Müllpressen, Feuerungsan-
lagen zur Mitverbrennung von Abfällen, Pilotanlagen zur 
Erforschung und Entwicklung von Anlagen und Einrich-
tungen der Abfallwirtschaft.

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Prozesse zur Verringerung des Abfallvolumens bei der 
Herstellung von Produkten sowie bei der Behandlung 
von Abfällen, Wiedereinsatz von Abfällen im Produk-
tionsprozess.

	 Abwasserwirtschaft 
Die Abwasserwirtschaft umfasst Anlagen, Einrichtungen 
und Maßnahmen, die zur Verminderung der Abwasser- 
menge bzw. Abwasserfracht ( Verringerung oder Beseiti-
gung von Feststoffen und gelösten Stoffen sowie zur  
Verringerung der Wärmemenge ) bestimmt sind. Einzu- 
beziehen sind auch Technologien für die Wasserkreislauf-
führung. Ausgenommen ist der Hochwasserschutz.

–	Beispiele für additive Maßnahmen  
Kanalisation, Trockenbeete, Abwasser- und Klär-
schlammbehandlungsanlagen, Kühlanlagen für Kühl-  
und Abwasser, Anlagen zur Wasserkreislaufführung. 

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Geschlossene Prozess- und Kühlwasserkreisläufe, ge-
schlossene Wasserreinigungssysteme, Einführung von 
Luftkühlungssystemen anstelle von Kühlwassersyste-
men, Deionisation von Prozesswasser zur Reduktion  
der Chemikalienkonzentration, technische Umstellung 
auf Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, die nicht wasser-
gefährdend sind.

	 Lärm- und Erschütterungsschutz 
Dem Lärm- und Erschütterungsschutz dienen Anlagen, 
Einrichtungen und Maßnahmen, die Geräusche verringern 
oder vermeiden sowie deren Ausbreitung verhindern. 

Einzubeziehen sind auch Maßnahmen zum Schutz vor Er-
schütterungen. Ausgenommen ist der Lärm- und Erschüt-
terungsschutz, der dem Arbeitsschutz dient.

–	Beispiele für additive Maßnahmen 
Lärmschutzwände, -mauern, -wälle, Schwingungsisolie-
rung und Sonderfundamente bei technischen Anlagen 
und Maschinen, Schallschleusen, separate Sachanlagen 
für Messung, Kontrolle, Analyse u. Ä.

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Ausrüstungs- und Maschinenteile zur Vermeidung von 
Lärm und Schwingungen; Kessel, Feuerungen, Brenner 
oder Komponenten mit niedrigen Lärmemissionen.

	 Luftreinhaltung 
Der Luftreinhaltung dienen Anlagen, Einrichtungen und 
Maßnahmen zur Beseitigung, Verringerung oder Vermei-
dung von luftfremden Stoffen ( Rauch, Ruß, Staub, Gase, 
Aerosole, Dämpfe oder Geruchsstoffe ) in Abgas und Abluft 
( ohne Treibhausgase ). Ausgenommen sind Maßnahmen, 
die dem Arbeitsschutz dienen.

–	Beispiele für additive Maßnahmen 
Entstaubungs-, Entschwefelungs- und Entstickungs-
anlagen, Anlagen zur Verminderung der Emission von 
Gerüchen oder Kohlenwasserstoffen, nachgeschaltete 
Kondensationsvorrichtungen, Abluftfilter.

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Katalysatoren, katalytische NOx-Reiniger, Niedrig-NOx-
Brenner, umweltfreundlichere Kompressoren, computer-
gesteuerte optimierte Feuerungsanlagen, anlageninterne 
Systeme zur internen Vermeidung bzw. Rückführung von 
Rauchgasen ( z. B. Katalysator ), luftdichte Förderbänder.

	 Arten- und Landschaftsschutz 
Der Arten- und Landschaftsschutz umfasst Maßnahmen, 
die auf den Schutz und die Wiederansiedlung von Tier- und 
Pflanzenarten, den Schutz und die Wiederherstellung von 
Ökosystemen und Lebensräumen sowie den Schutz und 
die Wiederherstellung von natürlichen und semi-natür-
lichen Landschaften abzielen. Ausgenommen sind Maß-
nahmen, die dem Landschaftsgartenbau zuzuordnen sind.

–	Beispiele für additive Maßnahmen 
Befestigungen, Schutzsysteme für Wildtiere wie Wildtier-
brücken, -zäune etc., Biotopgestaltung, Ausgleichsmaß-
nahmen ( z. B. Bepflanzungen ).

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Präventionsmaßnahmen für Natur und Landschaft.

	 Schutz und Sanierung von Boden, Grund- und  
Oberflächenwasser 
Den Schutz und die Sanierung von Boden, Grund- und 
Oberflächenwasser umfassen Anlagen, Einrichtungen 
und Maßnahmen, welche darauf abzielen, das Eindringen 
von Schadstoffen zu verhindern, Böden und Gewässer 
zu reinigen und den Boden vor Erosion und anderweitiger 
physischer Degradation sowie vor Versalzung zu schützen. 
Hierzu zählt auch die Überwachung und Kontrolle der  
Boden- und Grundwasserverschmutzung.

–	Beispiele für additive Maßnahmen 
Anlagen und Einrichtungen zur Abdichtung oder zur  
Behandlung kontaminierter Böden, Sicherheitsvor-
richtungen für den Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen.

–	Beispiele für integrierte Maßnahmen 
Einrichtungen zur Einschränkung der Grundwasser-
nutzung, Austausch von PCB-haltigen Elektrokabeln, 
Verzicht auf Hochspannung in Ölkabeln, Überfüllschutz 
für Container.
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Klimaschutz 
Dem Klimaschutz dienen Anlagen, Einrichtungen und Maß-
nahmen zur Vermeidung oder Verminderung der Emission von 
Treibhausgasen ( nach Kyoto-Protokoll: Kohlendioxid, Methan, 
Distickstoffoxid, teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe,  
perfluorierte Kohlenwasserstoffe, Schwefelhexafluorid, Stick-
stofftrifluorid ). Zum Klimaschutz gehören Maßnahmen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien sowie Maßnahmen zum Ein-
sparen von Energie oder zur Steigerung der Energieeffizienz.

Zwischen den folgenden drei Bereichen wird unterschieden:

	 Vermeidung und Verminderung der Emission von 
Treibhausgasen nach Kyoto-Protokoll:
–	Kohlendioxid, 

–	Methan, 

–	Distickstoffoxid, 

–	halogenierte Fluorkohlenwasserstoffe, 

–	perfluorierte Kohlenwasserstoffe, 

–	Schwefelhexafluorid wie z. B. Fassung und Nutzung  
von Klär-, Deponie- und Grubengasen ( Methan ), 

–	Ersatz von herkömmlichen Klima- und Kälteanlagen 
durch Anlagen mit halogenfreien Kältemitteln, 

–	Umstellung auf halogenfreie Treibmittel und 

–	allgemeiner Verzicht auf den Einsatz von Klimagasen  
in Produktionsprozessen.

	 Nutzung erneuerbarer Energien wie z. B.

–	Wasserkraft ( einschließlich der Wellen-, Gezeiten- und 
Strömungsenergie ), 

–	Windenergie, 

–	solare Strahlungsenergie, 

–	Geothermie,

–	Energie aus Biomasse ( einschließlich Nutzung von  
Bio-, Deponie- und Klärgas sowie aus dem biologisch 
abbaubaren Anteil von Abfällen aus Haushalten und  
Industrie ) und

–	Technologien zur Speicherung von erneuerbaren  
Energien.

	 Steigerung der Energieeffizienz bzw. Energiespar- 
maßnahmen wie z. B.

–	Wärmetauscher ( Wärmerückgewinnung ),

–	Wärmepumpen,

–	Kraft-Wärme-Kopplung,

–	Wärmedämmung von Anlagen und  
Produktionsgebäuden,

–	Austausch der Heizungs- und Wärmetechnik durch  
umweltverträglichere oder alternative Techniken und

–	effiziente Netze.

	 Bei Investitionen in die Steigerung der Energieeffizienz im 
Falle von Hochöfen und Kraftwerksneubauten ist nur 
der Teilbetrag der Investition zu berücksichtigen, der auf 
die Steigerung der Energieeffizienz gegenüber einer ver-
fügbaren Vergleichsanlage bezogen ist. Über Vergleichs-
rechnungen kann ermittelt werden, wie viel besser der 
Wirkungsgrad der neuen Anlage im Vergleich zum Durch-
schnitt ( Referenzliste unter www.statistikportal.de ) ist.  
Dieser Teil ist monetär zu schätzen und als Klimaschutz- 
investition anzugeben. 

	 Erstmalig gemietete und gepachtete neue  
Sachanlagen 
Bitte hier keine Jahresmieten oder den Bestand angeben, 
sondern die Zugänge. Hier ist der Wert ohne die als Vor-
steuer abzugsfähige Umsatzsteuer der im Geschäftsjahr 
über mittel- oder langfristige Miet- bzw. Pachtverträge  
erstmalig gemieteten und gepachteten neuen Sachanlagen 
für den Umweltschutz anzugeben, soweit sie nicht beim  
Leasingnehmer aktiviert sind. Nicht einzubeziehen sind die 
Anmietungen von Sachanlagen für die Mietdauer von bis 
zu einem Jahr sowie von gebrauchten Investitionsgütern.
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